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Am 14. Mai stehen nun die Präsidentschafts- und Parlamentswahlen in der
Türkei an. Und sie könnten auch zu einer Entscheidung über die Zukunft des
Regimes Erdogan werden.

Zweifellos spekulierten der Präsident und die regierende Koalition um die
AKP beim Ansetzen des Wahltermins auf eine zumindest vorübergehende
Erholung  der  Wirtschaft.  Doch  die  blieb  aus.  Im  Gegenteil:  Die  hohe
Inflationsrate  sowie  eine  hohe  Verschuldung,  aber  auch  die  Covid-19-
Pandemie  haben  die  Ökonomie  stark  beeinträchtigt.

Das verheerende Erdbeben vom 6. Februar hat noch einmal für ein großes
Loch  bei  Hunderttausenden  Menschen  gesorgt,  aber  auch  die  miserable
Politik im Interesse des Kapitals und der Günstlinge von Erdogan hat nicht
nur  tiefe  Spuren  hinterlassen,  sondern  auch  die  über  Jahre  andauernde
Korruption dieses Regimes aufgezeigt. Diese Politik hat nicht nur Millionen
in Armut gestürzt, sondern auch Tausenden Menschen das Leben gekostet.

Leidtragende  sind  vor  allem  die  Arbeiter:innenklasse  sowie  die
unterdrückten Minderheiten des Landes, denn sie müssen die Lasten der
Wirtschaftskrise  schultern.  Aber  selbst  die  Mittelschichten  und  das
Kleinbürger:innentum  zweifeln  mittlerweile  am  Regime.

Erdogans Wahlantritt
Dabei zeigt schon die Tatsache, dass Erdogan überhaupt ein weiteres Mal
antreten darf, wie biegsam die türkische „Demokratie“ ist. Eigentlich darf ein
Präsident  gemäß der  Verfassung nur  zwei  Amtszeiten  regieren.  Erdogan
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steht aber mittlerweile 20 Jahre an der Spitze des Staates. Wie ist das „legal“
möglich?

Mit dem Referendum 2018 wurde zugleich die bonapartistische Herrschaft,
die er ausübt, verstärkt und per Plebiszit legitimiert. Die Abstimmung zog
eine  Verfassungsänderung  nach  sich,  die  es  gestattet,  dass  der/die
Staatspräsident:in gleichzeitig auch das Amt des/r Regierungschef:in ausübt.
Das Referendum erlaubt es Erdogan außerdem, im Jahr 2023 ein weiteres
Mal als Präsident zu kandidieren. So wurde per Plebiszit zwar festgelegt,
dass  man lediglich  zwei  Amtszeiten  regieren  darf  –  aber  jene  vor  2018
werden nicht mitgezählt.

Mit dem Vorverlegen der Wahl auf Mitte Mai kann Erdogan außerdem sogar
bei der nächsten Wahl dafür plädieren, wieder kandidieren zu dürfen. Denn
eigentlich  darf  man  nur  zwei  Perioden  als  Präsident:in  regieren,  was
bedeuten  würde,  dass  die  kommende  Amtszeit  seine  letzte  wäre.  Aber
Erdogan und die AKP können behaupten, dass dadurch, dass die Wahl aktuell
vorgezogen wurde, die Zeit von 2018 bis 2023 nicht als komplette Amtszeit
gilt.

Dennoch  könnte  es  eng  werden.  Sollte  kein/e  Kandidat:in  bei  den
Präsidentschaftswahlen im ersten Wahlgang eine Mehrheit  erhalten (was
sehr durchaus wahrscheinlich ist), so soll zwei Wochen später eine Stichwahl
abgehalten werden.

Bei  den  Parlamentswahlen  werden  600  Abgeordnete  für  die  Große
Nationalversammlung der Türkei bestimmt. Diese Sitze werden auf die 81
Provinzen des Landes aufgeteilt, wobei jede durch eine bestimmte Anzahl
von Abgeordneten vertreten wird. Wie viele eine Provinz wiederum erhält,
wird durch die Proportion zu ihrer Bevölkerungszahl festgelegt. Damit eine
Partei  ins  Parlament  einziehen kann,  muss sie  aber  bei  den Wahlen die
undemokratische 10 %-Hürde überschreiten.

Wie  sieht  die  aktuelle  Stimmung  in  der



Bevölkerung  aus?
Die Regierung wird aktuell durch eine Koalition aus AKP und MHP gebildet.
Dabei ist das Regime der AKP schon in den letzten Jahren nicht nur durch
Autoritarismus,  Repression,  regionale  Machtambitionen  und  einen
permanenten Krieg vor allem gegen die Kurd:innen im eigenen Land und in
Rojava geprägt. Die AKP ist auch immer wieder von Konflikten zerrissen,
infolge derer einige Abgeordnete und Mitglieder die Partei verließen.

Gleichzeitig findet eine weitere Stärkung des autoritären, bonapartistischen,
auf die Person Erdogans zugeschnittenen Regimes auch innerhalb der AKP
statt.  Der  Präsident  wurde  immer  mehr  zur  einzigen  führenden  Figur
entwickelt,  um  seine  Kontrolle  innerhalb  der  Partei  weiter  zu  stärken.
Kritiker:innen wurden in gleichem Zuge ausgeschlossen oder verließen die
Reihen.  Damit  hält  die  Person Erdogan faktisch  immer  mehr  Partei  wie
Regime zusammen. Daher ist die Verlängerung seiner Vorherrschaft nicht
nur ein Zeichen seiner Stärke, sondern unfreiwillig auch der Schwäche eines
auf  einen  mittlerweile  recht  kranken  „starken  Mann“  zugeschnittenen
Regimes.

Nach den letzten Wahlen 2018 musste die AKP eine Koalition mit der MHP
eingehen, weil sie alleine nicht die absolute Mehrheit gewinnen konnte. Die
MHP ist eine extrem rechtsnationale Partei, die mit den faschistischen und
militant  organisierten  Grauen  Wölfen  eng  verbunden  ist.  Sie  gelten  wie
andere protofaschistische und extrem reaktionäre Kräfte als Reserven eines
bonapartistischen Regimes, das sich aber vor allem auf die Kontrolle des
Staatsapparates,  der  Medien,  eine  Wahlmaschinerie,  Teile  des  Kapitals,
große  Schichten  des  Kleinbürger:innentums,  der  konservativen
Mittelschichten,  aber  selbst  rückständige,  nationalistische  Schichten  der
Lohnabhängigen und Armen stützt.  Chauvinismus,  Nationalismus und die
ideologische  Wiederbelegung  des  „Osmanismus“,  die  eine  regionale
Führungsrolle begründen sollen, sind ebenso ein Bindeglied dieser Allianz
wie  Erdogan  als  übergroße  Führungsfigur,  die  die  Einheit  durchaus
heterogenerer  Kräfte  repräsentiert.

Doch große Teile der Bevölkerung wenden sich auch ab. Sie wollen dem AKP-



und MHP-Regime nicht mehr folgen. Die Inflation sowie der stetige Fall der
Lira drücken die Mittelschicht der Türkei, die unter den Anfangsjahren der
AKP-Regierung noch aufblühte, immer mehr an den Rand. Sie steht zum Teil
ablehnender als vorher zur Regierung. Das Erdbeben und die damit immer
deutl icher  werdenden  Missstände,  Vetternwirtschaft  sowie
Korruptionsskandale  haben  die  Regierung  weiter  diskreditiert.

Wachsende Teile dieser Schichten setzen nun bei der kommenden Wahl ihre
Hoffnung  in  Kemal  Kılıçdaroğlu,  den  Vorsitzenden  der  kemalistisch-
sozialdemokratischen Partei CHP. In den Umfragen liegt sie oft nur einige
Prozentpunkte hinter der AKP und hat im Vergleich zu den Wahlen von 2018
einen Gewinn von bis zu 5 % zu verzeichnen, wobei die AKP einen Verlust
von  ganzen  11,5  %  erlitt.  In  den  aktuellen  Umfragen  liegen  je  nach
Meinungsforschungsinstitut  der  Regierungs-  oder  der  Oppositionsblock
vorne. In jedem Fall hat die CHP geführte Oppositionsallianz eine realistische
Chance auf einen Wahlsieg bei den Präsidentschafts- wie Parlamentswahlen.

Die Sechser-Opposition
Die  Unzufriedenheit  mit  dem AKP/MHP-Regime bildet  auch  den  größten
Pluspunkt der Opposition. Sie pocht darauf, dass alles besser werde, wenn
Erdogan und die AKP nicht mehr an der Macht seien.

Inhaltlich  und  programmatisch  hält  sich  die  bürgerlich-nationalistische
Oppositionsallianz  allerdings  bedeckt.  Wie  sie  Inflation  und  Armut
bekämpfen  will,  welche  Politik  sie  gegenüber  den  unterdrückten
Nationalitäten  und  von  allem  den  Kurd:innen  verfolgt,  das  lässt  sie
bestenfalls (!) offen. Ein Rückzug aus Syrien, eine Aufgabe der geopolitischen
Ambitionen der Türkei sind natürlich auch unter der CHP nicht zu erwarten,
wohl aber ist es eine zumindest verbale Verbesserung der Haltung zur NATO
und zum Westen.

Um die Mehrheit der AKP und Erdogans zu brechen, hat die nationalistische
CHP, die sich zwar „sozialdemokratisch“ nennt,  jedoch immer eine offen
bürgerliche Partei war, eine Allianz mit fünf anderen bürgerlichen Teilen der
rechten  bzw.  extrem  nat ional ist ischen  und  is lamist ischen



Oppositionsparteien gebildet – eine Allianz des Grauens, die in vielem fast
schon ein Spiegelbild des AKP-MHP-Bündnisses darstellt. Dass sie von der
Bevölkerung  als  mögliche  Alternative  und  zumindest  als  kleineres  Übel
akzeptiert und wahrgenommen wird, zeigt deutlich, dass sich die Stimmung
weit weniger stark auf Erdogan fixiert als im Jahr 2015/2016. Um wenigstens
ihn loszuwerden, setzen viele – auch linke und progressive – Menschen ihre
Hoffnungen auf  sie.  Angesichts  von 20 Jahren AKP-Regime ist  es  sicher
verständlich, dass viele Linke, Unterdrückte, Frauen und große Teile der
LGBTIAQ-Community sehnsüchtig auf den Sturz eines Tyrannen hoffen. Und
natürlich  wollen  auch  alle  klassenkämpferischen,  ja  alle  demokratischen
Kräfte ihn und die reaktionäre AKP fallen sehen. Aber ein Sieg der CHP-
geführten  Opposition  wird  keine  echte  Freiheit,  Frieden  oder  eine
Verbesserung  für  Unterdrückte  und  Lohnabhängige  bringen.

Im Gegenteil: Sie würde letztlich das kapitalistische, autoritäre Regime nur
unter anderen Vorzeichen weiterzuführen versuchen. Die kemalistische CHP
tritt bei dieser Wahl mit einem Wahlbündnis an, welches insgesamt aus 6
Parteien besteht. Dieses Bündnis wird von den Medien auch „Altılı Masa“,
Sechsertisch, genannt. Neben der CHP beteiligen sich daran İYİ Parti, Saadet
Partisi, Demokratik Parti, Gelecek Partisi und die Demokrasi ve Atılım Partisi.
Dabei traten vier der sechs Parteien schon 2018 als „Nationale Allianz“ an.
Die  İYİ-Partei,  eine nationalistische Abspaltung von der  MHP,  ist  in  den
letzten Jahren auf ca. 10 % bei den Wahlen gekommen und wird darum auch
am Sechsertisch als zweitstärkste Kraft nach der CHP gesehen. Dass die HDP
keinen  Sitzplatz  erhielt,  liegt  vor  allem  an  der  İYİ  Parti,  die  extrem
chauvinistisch ist und die Unterdrückung der HDP und andere kurdischer
Organisationen  als  „terroristischer“  fordert.  Die  CHP  und  die  anderen
Parteien  am  „Sechsertisch“  folgten  diesen  Bedingungen  ohne  große
Diskussion.

Die größten Konflikte in der instabilen Allianz gab es um die Frage des/r
Spitzenkandidat:in und die Verteilung des zukünftigen Einflusses, sollten die
Wahlen  gewonnen  werden.  Wie  kaum  eine  Regierung  davor  wird  eine
mögliche CHP-geführte  von großen inneren Widersprüchen geprägt  sein,
wahrscheinlich von größeren als die aktuelle Regierung. Falls sie gewinnen



sollte,  werden  früher  oder  später  die  unterschiedlichen  Interessen  von
rechten, ultrakonservativen, nationalistischen, islamischen bis hin zu liberal-
reformerischen Strömungen aufbrechen.

Keine Stimme für die CHP und Kılıçdaroğlu!
Auch  wenn  die  CHP  und  der  Sechsertisch  vielen  als  geringeres  Übel
erscheinen  mögen,  so  sollten  ihnen  Arbeiter:innen,  Linke,  unterdrückte
Minderheiten, die Frauen- und Umweltbewegung kein Vertrauen schenken
und keine Stimme geben.

In Wirklichkeit würde das nur eine kapitalistische Alternative zu Erdogan,
eine  alternative  bürgerlich-nationalistische  Koalition  stärken,  die  in  allen
grundlegenden  ökonomischen,  geopolitischen  und  auch  demokratischen
Fragen  letztlich  der  AKP  näher  steht  als  den  Arbeiter:innen  und
Unterdrückten.  Auch  sie  würde  eine  Wirtschaftspolitik  im  Interesse  des
türkischen Kapitals vertreten. Sie mag zwar –ähnlich wie Erdogan – ein paar
Verbesserungen für die Armen versprechen, letztlich sollen aber die Massen
über  Preissteigerungen,  Kürzungen,  Angriffe  auf  Arbeits-  und
Gewerkschaftsrechte  die  Kosten  der  Krise  zahlen,  die  sie  mit  einem
Austeritätsprogramm und Privatisierung überwinden will.  Eine Aufhebung
gewerkschaftsfeindlicher  Gesetze  lehnt  die  Opposition  ab.  Für  die
unterdrückten Minderheiten,  allen voran für das kurdische Volk,  wird es
auch unter  der  CHP keine Selbstbestimmung geben,  ja  nicht  einmal  die
politischen Gefangenen werden freikommen. Sie wird Rojava ebenso wie die
PKK weiter  bekämpfen.  Sie  wird weiter  gegen Geflüchtete  vorgehen.  So
verspricht sie, in den nächsten zwei Jahren einen Großteil aller Geflüchteten
abzuschieben.  Die  türkische  Armee  wird  weiter  in  Syrien  ihr  Unwesen
treiben.  Das  Regime wird,  ebenso  wie  Erdogan,  gegen  die  Geflüchteten
vorgehen und seine geostrategischen Interessen verfolgen.

Angesichts der tiefen Widersprüche am Sechsertisch, der Wirtschaftskrise
und der vom Standpunkt der Herrschenden notwendigen Angriffe auf die
Arbeiter:innenklasse  wird  auch  ein  Präsident  Kılıçdaroğlu  auf  jene
bonapartischen Machtbefugnisse zurückgreifen, die Erdogan eingeführt hat.
Auch  seine  Herrschaft  wird  sich  auf  den  bestehenden  Staats-  und



Militärapparat  stützen  müssen,  was  ein  Übereinkommen mit  den  Leuten
beinhaltet, die von der AKP an die Spitze der Institutionen gesetzt wurden.

Würde Erdogan eine Niederlage akzeptieren?
Dies wird umso wahrscheinlicher, als es keineswegs sicher ist, dass Erdogan
und die AKP eine etwaige Wahlniederlage akzeptieren würden. Schon Trump
und Bolsonaro brachten es fertig, von Wahlbetrug zu sprechen, als sie selbst
an der Macht waren. Erdogan und die AKP verfügen zweifellos über weit
stärkere Stützen in der türkischen Gesellschaft und Elite als Trump in den
USA und Bolsonaro in Brasilien. Andererseits würde ein Putschversuch das
Land weiter destabilisieren. Daher ist es auch fraglich, ob die AKP insgesamt,
die MHP, das Militär einen Putsch inszenieren würden.

In jedem Fall besteht die Gefahr. So sprechen einige von der Ruhe vorm
Sturm, wenn es um die AKP und Erdogan geht. Dieser scheint derzeit eher
ruhiger in der Politik zu agieren, wenn man seine aktuelle Wahlpropaganda
mit der vor den letzten 2 Wahlen vergleicht. Viele Menschen bezeichnen den
Urnengang  am  14.  Mai  als  Schicksalswahl  zwischen  Demokratie  und
Autokratie.

Die Frage „Was kommt?“ teilt sich dabei in die Phase vor und nach der Wahl.
Vor  der  Wahl  ist  noch  immer  ungeklärt,  wie  die  bis  zu  3,7  Millionen
Menschen aus den vom Erdbeben betroffenen Gebieten wählen können. Viele
sind nicht  in  der  Lage,  ihre Dörfer  zu verlassen,  um in den Städten zu
wählen, viele befinden sich außerhalb ihrer Heimatstädte und haben keine
Ahnung, wie sie ihre Stimme nutzen können. Und auch die Wahlbehörde hat
sich dazu bis  dato nicht  geäußert.  Das Erdogan Wahlmanipulation und -
betrug  durchführt  und  weiter  durchführen  wird,  ist  kein  Geheimnis.
Beobachter:innen  gehen  davon  aus,  dass  alleine  im  Referendum  zur
Verfassungsänderung  bis  zu  2  Millionen  Stimmen  gefälscht  wurden.

Dass  kurdische,  linke  Politiker:innen,  kritische  Journalist:innen  mit
Repression  überschüttet  werden,  wundert  auch  nicht.  Alleine  bei  der
Eröffnung der Wahlbüros für die YSP (Yeşil Sol Parti; Grüne Linke Partei)
wurden etliche Menschen, die sich in Solidarität mit ihr versammelt hatten,



in mehreren Städten und Gemeinden festgenommen. Dass vor allem den
Minderheiten erschwert  wird,  bei  Wahlen anzutreten,  konnten wir  schon
2018 beobachten und dies scheint sich auch dieses Mal nicht zu bessern,
sondern zu verschärfen.

Die Linke
Um ein durchaus mögliches Parteiverbot kurz vor den Wahlen zu umgehen,
treten die Kandidat:innen der HDP diesmal in Form der Grünen Linkspartei
(Yeşil Sol Parti; YSP) an. Zusammen mit anderen linken Parteien bildet sie
das „Bündnis für Arbeit und Freiheit“.

In diesem Rahmen stellt die HDP (Halkların Demokratik Partisi) für viele
Linke,  Gewerkschafter:innen,  die  LGBTIAQ-Community  und  Teile  der
kurdischen Minderheit die wichtigste Kraft dar. Die Repression gegenüber
den Abgeordneten und Mitgliedern  der  Partei  ist  immens.  Im Mai  2016
entzog  die  AKP-Regierung  138  Abgeordneten  ihre  Immunität.  Die  Co-
Vorsitzenden Selahattin Demirtaş und Figen Yüksekdağ sitzen seither (!) in
Untersuchungshaft und mit ihnen etliche weitere Abgeordnete.

Bei  diesem  schmutzigen  Vorgehen  spielte  auch  die  CHP  eine  wichtige
Schlüsselrolle,  denn  erst  mit  ihren  Stimmen  konnte  die  nötigen
Zweidrittelmehrheit  im Parlament  erreicht  und damit  die  Aufhebung der
Immunität durchgesetzt werden. Nach den Kommunalwahlen 2019 setzte die
Regierung  47  der  65  gewählten  HDP-Bürgermeister:innen  ab  und  ihre
eigenen  Leute  als  Zwangsverwalter:innen  ein.  Der  türkische
Generalstaatsanwalt  Bekir  Şahin  reichte  am  17.  März  2021  einen
Verbotsantrag gegen die HDP beim Verfassungsgericht ein. Dass die HDP
und ihre Strukturen systematisch angegriffen und immer wieder zerschlagen
werden, ist nichts Neues und die Verhaftungs- sowie Verleumdungswellen
haben in den letzten Jahren nicht nachgelassen. 

Die  TIP,  die  türkische  Arbeiter:innenpartei,  stellt  im  Bündnis  die
zweitstärkste Kraft dar. Außerdem sind die EMEP (Partei der Arbeit), die
EHP  (Partei  der  Arbeiter:innenbewegung),  SMF  (Föderation  der
sozialistischen  Räte)  und  die  TÖP  (Soziale  Freiheitspartei)  beteiligt.



Außerdem rufen die meisten linken Gewerkschaften für die HDP bzw. die
YSP bei den Parlamentswahlen auf.

Die sechs Parteien kandidieren auf einer gemeinsamen Liste bei der Wahl,
aber alle Mitgliedsparteien können auch mit ihren eigenen Namen und Listen
antreten. Dies wurde als Kompromiss durchgesetzt, da zuvor vor allem die
TIP darauf bestand, sich mit eigenen Kandidatenlisten und eigenem Logo zur
Wahl aufzustellen an den Orten, wo sie regionale Schwerpunkte hat.

Dass die TIP und die HDP auch Menschen aus der LGBTIAQ-Community
sowie aus den unterschiedlichen Minderheiten des Landes als Kandidat:innen
aufstellen lassen, stellt einen Fortschritt gegenüber den anderen Parteien
dar.  Das  Nichtaufstellen  eines/r  Präsidentschaftskandidat:in  seitens  des
„Bündnisses für Arbeit und Freiheit“ ist ein großer Fehler und zeigt auch
dessen  politische  Schwächen  deutlich.  Mehr  oder  weniger  offen  wird
zumindest  im  zweiten  Wahlgang  für  Kılıçdaroğlu  aufgerufen.

Auch  wenn sich  die  CHP auf  einer  Pressekonferenz  unverbindlich  dafür
ausgesprochen hat, die Anliegen der HDP, die Frage der Kurd:innen usw.
weiterzutragen,  wissen  wir  aus  der  Geschichte,  aber  auch  durch  die
Einschätzung  des  Sechsertisches,  dass  dies  eine  blanke  Lüge  ist.

Während der Wahl gibt es eigentlich drei bis vier Themen, bei welchen sich
die  Linke  von  den  reaktionären  und  offen  bürgerlichen  Kräften  für  alle
deutlich  wahrnehmbar  unterscheidet:  die  Frage  der  Geflüchteten  in  der
Türkei, der Rechte der Kurd:innen und aller unterdrückten Minderheiten, die
Aufarbeitung  des  Erdbebens  und  vpn  dessen  Folgen  und,  wie  die
wirtschaftliche  Krise  sowie  die  miserable  Lage  der  Arbeiter:innenklasse
verbessert werden können, ohne dies den Lohnabhängigen aufzuschultern.
Und zum wiederholten Mal zeigt sich dabei die reaktionäre Ader der CHP. So
stach in den letzten Jahren und Monaten immer brisanter hervor, wie ihre
Abgeordneten im Parlament und in öffentlichen Reden gegen Geflüchtete
hetzen.

Das  „Bündnis  für  Arbeit  und  Freiheit“  stel lt  zwar  eine  l inke
Bündniskandidatur, aber keine revolutionäre Kraft dar, die sich auf ein klares



antikapitalistisches  Programm  der  sozialistischen  Revolution  beruft.  Es
handelt  sich  vielmehr  um  eine  Allianz  mit  einer  kleinbürgerlich-
nationalistischen  Kraft,  der  HPD,  die  sich  vor  allem  auf  kurdische,
Arbeiter:innen, Bauern/Bäuerinnen, aber auch Kleinbürger:innen und kleine
Unternehmer:innen stützt. Auch wenn sie sich in den letzten Jahren mehr in
Richtung Gewerkschaften  entwickelt  hat  und z.  B.  über  einen wichtigen
Einfluss bzw. Verbindungen zur DISK verfügt, so ist sie keine bürgerliche
Arbeiter:innenpartei,  sondern  eher  ein  Hybrid  aus  kleinbürgerlichem
Nationalismus,  Stalinismus,  Populismus  und  Linksreformismus.

Die  anderen  Parteien  in  der  Koalition  sind  durchweg  reformistische
Arbeiter:innenparteien,  oft  mit  stalinistischer  Ausrichtung  oder  solchen
Wurzeln,  die  jedoch  in  einzelnen  Regionen  und  Sektoren  eine  gewisse
Verankerung in der Arbeiter:innenklasse aufweisen.

Bei  den  Parlamentswahlen  rufen  wir  zur  kritischen  Unterstützung  des
„Bündnisses für Arbeit und Freiheit“ auf.

Es handelt sich dabei um die einzige Kraft mit einer Massenunterstützung
aus der Arbeiter:innenklasse und seitens der unterdrückten Kurd:innen, die
eine fortschrittliche Alternative gegenüber beiden bürgerlich-reaktionären
Blöcken  aus  AKP/MHP  einerseits  und  CHP/Sechsertisch  andererseits
verkörpert.

Zugleich kritisieren wir jedoch das Programm des Wahlblocks. Auch wenn
viele  der  sozialen  und  demokratischen  Versprechungen  selbst
unterstützenswert sind wie, sich für die Arbeitenden, die Gewerkschaften,
die  demokratischen  Rechte  der  Kurd:innen  und  anderer  nationaler
Minderheiten  einzusetzen,  so  geht  es  über  demokratisch-reformistische
Reformversprechungen nicht hinaus. Allenfalls wird es mit dem Gedanken an
eine  sozialistischen  Zukunft  verknüpft,  aber  ohne  die  aktuellen
Reformforderungen mit konkreten Übergangslosungen zu verbinden.

Zweitens verhält sich das Bündnis gegenüber der CHP, dem Sechsertisch
und Kılıçdaroğlu opportunistisch. Ihre Politik wird nicht offen als bürgerlich
und arbeiter:innenfeindlich kritisiert, sondern als kleineres Übel gegenüber



Erdogan beschönigt. Damit unterlässt es, die Arbeiter:innen, die städtische
Armut  und  die  Unterdrückten  auf  die  Angriffe  einer  möglichen  CHP-
geführten Regierung schon jetzt vorzubereiten und den Widerstand gegen
jede kommende aufzubauen. Natürlich würde das auch einschließen, gegen
einen möglichen Putschversuch Erdogans auf die Straße zu gehen, sollte er
die Wahl verlieren. Aber es bedeutet vor allem auch, die Massen auf jede
Form des Kampfes gegen die nächste Regierung vorzubereiten.

Dennoch  wäre  es  ein  wichtiges  Zeichen  für  alle  Unterdrückten,
Arbeiter:innen und Armen, wenn die Liste über die 10 %-Hürde käme. Aber
zugleich müssen Revolutionär:innen in der Türkei in diese Wahlen mit zwei
zentralen Stoßrichtungen eingreifen. Erstens müssen sie von allen Kräfte des
„Bündnisses  für  Arbeit  und  Freiheit“  fordern,  eine  Einheitsfront  aller
Arbeiter:innenorganisationen, der HPD, der Gewerkschaften, der Umwelt-,
der  Frauenbewegung  gegen  die  Angriffe  der  nächsten  Regierung
aufzubauen. Das 10-jährige Jubiläum der Gezi-Proteste am 24. Mai könnte
dazu  einen  wichtigen  ersten  Mobilisierungschwerpunkt  bilden  und damit
auch soziale Sprengkraft entfalten.

Zweitens müssen Revolutionär:innen dafür eintreten, dass im Bündnis selbst
offen die Frage diskutiert wird, welche Partei die Arbeiter:innenklasse und
Unterdrückten  in  der  Türkei  brauchen.  Eine  wirkliche,  revolutionären
Arbeiter:innenpartei ist unserer Meinung nach nötig – und das erfordert, mit
dem  Schwanken  zwischen  linkem  kleinbürgerlichen  Nationalismus  und
„linken“ Parteiprojekten ohne klare klassenpolitische Ausrichtung ebenso zu
brechen wie mit stalinistischen und linksreformistischen Traditionen.

Eine solche Partei kann entstehen, aber nur, wenn der gemeinsame Kampf
verbunden wird mit  einem politisch-programmatischen Bruch hin zu eine
Arbeiter:innenpartei, das sich auf ein Program von Übergangsforderungen
stützt,  um  die  Lohnabhängigen  und  Unterdrückten  zur  sozialistischen
Revolution zu führen. Dies ist keine Frage einer fernen Zukunft, sondern
stellt  sich im Klassenkampf.  Die wirtschaftliche Lage lässt sich nicht mit
einigen  Reformen  wieder  geradebiegen.  Dies  kann  alleine  die
Arbeiter:innenklasse,  indem  sie  für  die  Enteignung  der  Betriebe  und
Konzerne  unter  ihrer  Kontrolle,  für  ein  Notprogramm für  die  Opfer  der



Erdbebenkatastrophe  eintritt,  dafür,  die  Wirtschaft  gemäß  einem
demokratischen  Plan  im  Interesse  der  Massen  neu  zu  organisieren.

Drittens müssen wir die Möglichkeit ernst nehmen, dass Erdogan und die
AKP entweder versuchen könnten, die Wahl offenkundig zu stehlen oder sich
an der Macht zu halten, indem sie sich auf Wahlbetrug berufen. Obwohl die
Arbeiterklasse und alle fortschrittlichen Kräfte keine Illusionen in die CHP-
Opposition  haben  sollten,  sollten  sie  sofort  die  Gewerkschaften,  die
fortschrittlichen  Parteien,  die  Frauenbewegungen  und  die  national
Unterdrückten zu einem Generalstreik mobilisieren, um Erdogans Festhalten
an der Macht zu stoppen. Sollte dieser haben, wäre Erdogans Unterdrückung
wahrscheinlich noch schlimmer als nach dem gescheiterten Putsch vom 16.
Juli 2016.

Aber  das  Ziel,  ihn  zu  besiegen,  sollte  mehr  als  ein  negatives  sein.  Die
Bewegung  sollte  die  Wahl  einer  souveränen  verfassungsgebenden
Versammlung  fordern,  um  das  gesamte  bonapartistische  System
hinwegzufegen und die sozialen und politischen Forderungen der Arbeiter,
der  städtischen  und  ländlichen  Bevölkerung,  der  unterdrückten
Nationalitäten,  insbesondere  des  kurdischen  Volkes,  zu  erfüllen.

Solche  und  andere  grundlegende  Maßnahmen  können  nicht  mit  dem
bestehenden kapitalistischen Staatsapparat umgesetzt werden. Sie können
nur  durch  eine  Bewegung  der  Arbeiter:innen  und  Unterdrückten,  durch
landesweite  Massenstreiks,  durch  Besetzungen  der  Betriebe,  durch  die
Errichtung von Räten und Selbstverteidigungsorgane der Massen in allen
Regionen durchgesetzt werden, durch eine Kraft, die den bonapartistischen,
autoritären  Staatsapparat  hinwegfegen  und  eine  Regierung  der
Arbeiter:innen und Bauern/Bäuerinnen stattdessen an  die  Macht  bringen
kann.



Gewerkschaften  und  die
sozialistische Revolution
Lukas Müller, Rede vom 1. Mai 2023 in Leipzig

Ich bin Lukas, ich bin Sozialpädagoge in der Jugendhilfe, bei ver.di und aktiv
in  der  Gruppe  Arbeiter:innenmacht,  sowie  der  Jugendorganisation
REVOLUTION

Aktuell arbeiten wir als Gruppe auch im Bündnis „wir-fahren-zusammen“ mit,
welches hier in Leipzig versucht eine Brücke zwischen der Umwelt- und der
Gewerkschaftsbewegung zu schlagen und in beide eine antikapitalistische
Perspektive zu tragen.

Der Lebensstandard von Lohnabhängigen in Deutschland ist seit Corona und
Inflation immer weiter gesunken, während die Konzerne gleichzeitig an die
Aktionär:innen für das vergangene Jahr Gewinne in Rekordhöhen auszahlen
wollen. Die 100 größten Unternehmen sollen zusammen ca. 62 Milliarden an
Dividenden an ihre Anteileigner ausschütten. Und diese Anteileigner sind in
erster Linie natürlich eine Handvoll Kapitalist:innen. Die Konzerne konnten
ihre  Gewinne  um  mehr  als  10  %  im  Vergleich  zum  vergangenen  Jahr
steigern, aller Krisen zum Trotz. Gewinne, die durch die Arbeitskraft von uns
Lohnabhängigen erwirtschaftet werden. Und wie immer wird natürlich das
Märchen verbreitet, es sei nicht genug für Lohnerhöhungen da. Es sind die
üblichen dreisten Lügen unser Klassenfeinde.

Als  Antwort  darauf  sehen  wir  aber  auch  einen  Aufschwung  von
Arbeitskämpfen  und  Streiks  seit  vergangenem  Jahr.  Auch  die
Lohnforderungen  der  Gewerkschaftsführungen  sind  dieses  Jahr  deutlich
höher ausgefallen als üblich. Beschäftigte strömen entgegen des vorherigen
jahrzehntelangen Trends wieder in die Gewerkschaften und organisieren sich
in ihrem Betrieb. Zehntausende haben sich alleine bei ver.di seit Anfang des
Jahres neu organisiert. In vielen Betrieben ist die Organisierung sprunghaft
angestiegen.  Eine  halbe  Millionen  haben  sich  an  den  Warnstreiks  im
öffentlichen Dienst beteiligt. Beim gemeinsamen Streik von ver.di und EVG,
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an dem sich Busse, Straßenbahnen, U- und S- Bahnen, Fernzüge, Flughäfen
und  Hafenarbeiter:innen  beteiligt  haben,  wurde  ganz  Deutschland
lahngelegt.  Das  hat  es  seit  ca.  20  Jahren  nicht  mehr  gegeben.

Der  zunehmende  Grad  der  Organisierung  und  Kampfbereitschaft  der
Belegschaften  spiegelt  sich  allerdings  wenig  bis  gar  nicht  in  den
Tarifabschlüssen wieder. Bei der Post hat sich die Gewerkschaftsführung auf
einen  von  Konzernseite  in  letzter  Sekunde  vorgelegten  Vorschlag
eingelassen, während die Urabstimmung zum Streik schon längst gelaufen
war und sich gezeigt hat, dass über 85 % der Beschäftigten kampfbereit für
einen  unbefristet  Streik  sind.  Der  Abschluss  ist  eine  Katastrophe  und
bedeutet abermals massive Reallohnverluste für die Beschäftigten, während
der  Konzern  im  vergangen  Jahr  einen  neuen  Rekordgewinn  von  8,4
Milliarden eingefahren hat. Das Ergebnis im TVöD fällt zwar nicht ganz so
katastrophal  aus,  bleibt  mit  seinen 24 Monaten Laufzeit  aber  auch weit
hinter  den  Forderungen  zurück  und  geht  kaum  über  den  faulen
Schlichtungskompromiss  hinaus.

Das  sind  keine  Einzelfälle,  sondern  das  hat  System.  Wenn  wir  uns  die
Struktur der Gewerkschaften im Allgemeinen und der Tarifkommissionen im
Besonderen  anschauen,  dann  fällt  schnell  auf,  dass  es  ein  massives
Machtgefälle  zwischen  der  Basis  und  dem  Apparat  aus  hauptamtlichen
Funktionär:innen,  der  Bürokratie,  gibt.  In  den Tarifverhandlungen geben
nicht Vertreter:innen aus den Belegschaften selbst den Ton an, sondern die
Funktionär:innen, die vom Ergebnis gar nicht betroffen sind. Die Richtlinien
der Tarifkommissionen werden nicht in der Satzung geregelt, sodass diese
nicht von der Basis auf dem Gewerkschaftstag mitbestimmt werden können,
sie werden vom Vorstand oder Beirat festgelegt.  Es gibt eine Pflicht zur
Verschwiegenheit  über  die  Verhandlungen.  Die  Gewerkschaftsbürokratie
verheimlicht also gegenüber den Belegschaften was genau diskutiert wurde,
ob es Gegenvorschläge gab und wer wie abgestimmt hat.  Und am Ende
haben  die  Beschäft igten  keiner le i  Einf luss  darauf ,  ob  das
Verhandlungsergebnis angenommen wird oder nicht, denn die Befragungen
sind nicht mehr als ein Stimmungsbild, ohne bindende Kraft. Die Bürokratie
entzieht  sich  weitestgehend  der  Kontrolle  der  Basis.  Bis  auf  einige



Funktionäre als Mitglieder eines Gremiums, sind die Hauptamtlichen für die
Basis weder wähle- geschweige denn abwählbar.

Gewerkschaftsfunktionär:innen  verdienen  Gehälter,  die  jene  der
Beschäftigten um ein Vielfaches übersteigen, von den Gewerkschaftsbossen
mit ihren Jahresgehältern in Höhe von teilweise mehreren 100.000 € ganz zu
schweigen. Die Bürokratie hat ihren Frieden mit dem Kapitalismus und der
Ausbeutung  der  Lohnarbeit  längst  geschlossen.  Die  Gewerkschaftsbosse
sitzen mit den Kapitalist:innen in den großen Aufsichtsräten und betrachten
sich als Mitverwalter der Konzerne. So saß der Ver.di Chef Frank Werneke
bis letztes Jahr z.B. im Aufsichtsrat von RWE und der deutschen Bank. Die
Bürokratie hat ihre eigene soziale Frage vorerst gelöst. Dadurch hat sie ein
ganz eigenes soziales Interesse: Sie will  die Arbeiter:innenklasse mit den
Konzernen  im  Sinne  der  sogenannten  „Sozialpartnerschaft“  und  des
„Interessensausgleich“  versöhnen. Aber mit den Kapitalist:innen und ihrem
System der Ausbeutung kann es keine Versöhnung geben!

Das Bestehen einer versöhnlerischen Bürokratie ist keineswegs eine neuere
Entwicklung  der  heutigen  Gewerkschaften.  Bereits  zurzeit  von  Rosa
Luxemburg  und  Lenin  war  dies  der  Fall.  Lenin  bezeichnet  die
Gewerkschaftsführungen  in  seiner  wichtigen  Schrift  „Der  linke
Radikalismus“ als reaktionär, als Agenten der Kapitalist:innen innerhalb der
Arbeiter:innenklasse.  Und  auch  Rosa  Luxemburg  lieferte  sich  mit  den
deutschen  Gewerkschaftsspitzen  einen  heftigen  Schlagabtausch  und
verfasste im Zuge dessen ihr viel beachtetes Buch „Massenstreik, Partei und
Gewerkschaft“. Heißt das also, dass sich Lenin und Luxemburg gegen die
Gewerkschaften richteten? Im Gegenteil. Beide erklärten es für ein zentrales
Ziel von Marxist:innen innerhalb der Gewerkschaften aktiv zu sein, dort ihre
Ideen zu verbreiten und die Kontrolle über die Gewerkschaften in die Hände
der  Arbeiter:innenklasse  selbst  zu  legen.  Kräfte,  die  die  Arbeit  in  den
Gewerkschaften ablehnten, überzog Lenin in besagter Schrift mit beißendem
Spott.

Historisch gesehen sind die Gewerkschaften spontan aus dem Kampf heraus
entstanden, aus der bitteren Notwendigkeit sich gegen die unmittelbarsten
Angriffe der Kapitalist:innen verteidigen zu setzen. Und auch heute noch



treten Lohnabhängige unabhängig von ihrer politischen Vorerfahrung oder
ihren politischen Ansichten in die Gewerkschaften ein, um sich zur Wehr zu
setzen. Sie sind die ersten Sammelpunkte des Widerstandes, wie Friedrich
Engels schrieb, sie sind eine Schule des Klassenbewusstseins und bilden die
Grundlage für die Vereinigung der gesamten Arbeiter:innenklasse. Über 5
Millionen Arbeiter:innen sind in den Gewerkschaften des DGB in Deutschland
organisiert. Es sind jene Teile der Klasse, die bereits jetzt ein rudimentäres
Klassenbewusstsein  besitzen.  Nicht  in  den  Gewerkschaften  arbeiten  zu
wollen, würde bedeuten den Kampf gegen die Bürokratie aufzugeben und
diese ersten Sammelpunkte des Widerstand mit ihren aktuell  5 Millionen
fortschrittliche Arbeiter:innen der Bürokratie kampflos zu überlassen.  Das
ist  genauso falsch,  wie sich der Bürokratie und ihrer Sozialpartnerschaft
kritiklos unterzuordnen.

 Für  Marxist:innen  ist  es  eine  zentrale  Aufgabe  innerhalb  der
Gewerkschaften und der von ihr geführten Tarifkämpfe an vorderster Front
mitzukämpfen. Die Tarifkämpfe sind ein wichtiger Ansatzpunkt um Kämpfe
zuzuspitzen und ökonomische mit politischen Fragen zu verbinden. Sie sind
ein  Ansatzpunkt  der  Selbstermächtigung  und  Selbstorganisation  der
Arbeiter:innenklasse  und  damit  auch  ein  Ansatzpunkt  die  Macht  der
Bürokratie  zu  zerbrechen.  Marxist:innen  sollten  innerhalb  der
Gewerkschaften offen als solche auftreten und ehrlich darlegen für welche
politischen Positionen und Taktiken sie stehen. Wir sollten zu Wahlen in den
Gewerkschaften  und  den  Betrieben  antreten.  Wir  müssen  für  das  Recht
eintreten, dass innerhalb der Gewerkschaften jede/r die Möglichkeit hat mit
Flugblättern, Zeitungen, Veranstaltungen usw. um Positionen zu kämpfen,
was sich nach wie vor die Bürokratie vorbehält.  Um die Macht aus den
Händen der Bürokratie zu nehmen ist es zentral,  lokale Komitees in den
Fabriken  aufzubauen,  in  denen  die  ArbeiterInnen  ihre  Kämpfe  selbst
organisieren  und  Perspektiven  diskutieren.  Weiter  müssen  wir  für  die
Demokratisierung  des  Gewerkschaftsapparats  unter  Kontrolle  der  Basis
kämpfen. Dieser Kampf bedeutet, dass sämtliche politischen FunktionärInnen
auf  lokalen,  regionalen  oder  bundesweiten  Versammlungen  gewählt  und
jederzeit  wieder  abgewählt  werden  können.  Es  bedeutet,  dass
Entscheidungen über Streiks von der Basis mit einfacher Mehrheit gefällt



werden. Es bedeutet, dass der Rahmen in dem Tarifverhandlungen geführt
werden vorher von den ArbeiterInnen abgesteckt  wird und das Ergebnis
zustimmungsbedürftig  ist.  Außerdem sollten wir  dafür  kämpfen,  dass die
Gehälter  der  FunktionärInnen  den  durchschnittlichen  Lohn  eines/r
FacharbeiterIn  nicht  übersteigen.

Für all das ist eine organisierte Basisopposition mit eigenen Strukturen in
den Gewerkschaften nötig. Gemeinsam mit einer Reihe andere Marxistischen
Gruppen, wie der DKP, Klasse gegen Klasse, SAV, Sol und weitere haben wir
vor  ca.  3  Jahren  die  VKG Vernetzung  für  kämpferische  Gewerkschaften
gegründet, an deren Gründungskongress ich beteiligt war. Die VKG kann die
Keimzelle einer solchen organisierten Basisopposition sein, wenn wir sie als
solche gemeinsamen weiter aufbauen. Die Klasse für sich gewinnen können
wir  Marxist:innen  nur,  wenn  sie  lernen  „im  Wirtschaftskampf  nicht  nur
Verkünder  der  Ideen  des  Kommunismus  zu  sein,  sondern  die
entschlossensten Führer des Wirtschaftskampfes und der Gewerkschaften zu
werden. Nur auf diese Weise wird es möglich sein, aus den Gewerkschaften
die opportunistischen Führer zu entfernen. Nur auf diese Weise können die
Kommunisten an die Spitze der Gewerkschaftsbewegung treten und sie zu
einem Organ des revolutionären Kampfes für den Kommunismus machen.“
(2. Kongress KI 1920)

Wenn euch das Thema interessiert, dann kommt zu unserer Veranstaltung
am kommenden Donnerstag um 19 Uhr in der Bäckerei, Josephstraße
12, in Lindenau.

Dankeschön!

Schüler_Innen und Lehrer_Innen
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zusammen: Gemeinsamer Streik
für kleinere Klassen!
April 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Besser lernen in kleinen Klassen
Seit  über  einem  Jahr  kämpfen  die  Berliner  Lehrer_Innen  der
Lehrer_Innengewerkschaft  „Erziehung  und  Wissenschaft“  (kurz  GEW)  in
bisher 11 Warnstreiktagen dafür, dass kleinere Klassen in einem Tarifvertrag
festgeschrieben werden (Tarifvertrag Gesundheit: kurz TV-G). Noch immer
gibt  es  nicht  einmal  ein  Gesprächsangebot  seitens  des  grünen  Berliner
Finanzsenators  Daniel  Wesener.  Dabei  heißt  eine  Verkleinerung  der
Klassengrößen für Lehrkräfte: weniger Stress und Arbeitsbelastung. Für uns
heißt  das:  besser  Lernen,  mehr  Zeit  und  weniger  genervte  Burn-Out-
Mathelehrer. In kleineren Klassen erleben wir weniger Konkurrenzdruck und
bekommen mehr Übungszeit,  mehr Ruhe und mehr Aufmerksamkeit.  Wer
kennt nicht diese krasse Angst vor über 30 Leuten in der Klasse zu sprechen
und kann sich vorstellen, wie viel entspannter es sein könnte, wenn da nur
die Hälfte sitzt? Viele von uns erinnern sich noch daran, wie angenehm es
während der Phase des Wechselunterrichts im Corona-Lockdown war, nur
mit der halben Lerngruppe unterrichtet zu werden.

Zuletzt hat die GEW Berlin deshalb 4000 Lehrer_Innen 2 Tage lang auf die
Straße  gebracht,  viele  Schulen  waren  dicht.  Schüler_Innen,  die  bei  uns
organisiert  sind,  haben  diese  Gelegenheit  genutzt.  Wir  sind  auf  die
Streikversammlungen  gegangen  und  haben  mit  den  streikenden
Lehrer_Innen  über  die  Perspektive  ihres  Tarifkampfes  und  wie  wir
gemeinsam kämpfen können, diskutiert. Wir haben dazu auch eine Rede auf
der Streikdemonstration gehalten. Einige von uns haben auch ein kleines
Solidaritätsflugblatt geschrieben und es den Lehrer_Innen ins Fach gelegt.
An einer Schule haben wir auf einer Sitzung der Schüler_Innenvertretung
eine gemeinsame Erklärung verabschiedet, dass der Lehrer_Innenstreik von
uns Schüler_Innen unterstützt wird. Es gibt also viele Wege, wie wir uns
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solidarisch zeigen können.

Es geht um mehr!
Bald  stehen  in  Berlin  die  Abiturprüfungen  an  und  diese  drohen  die
Streikbewegung massiv zu schwächen, denn viele streikende Lehrer_Innen
halten dem moralischen Druck nicht stand, „ihre Schülis im Stich zu lassen“.
Umso  wichtiger  ist  es,  dass  wir  ihnen  zeigen:  Macht  weiter!  Die  paar
ausgefallenen Stunden sind Nichts im Vergleich zu dieser katastrophalen
Situation,  die  von  den  Politiker_Innen  „Unterricht“  genannt  wird  und
Prüfungen lassen sich auch immer verschieben. Es geht hier um mehr als um
einen  Tarifvertrag.  In  ganz  Deutschland  herrscht  ein  riesengroßer
Personalmangel  an  den  Schulen.  Bis  2030  sind  über  100.000
Lehrer_Innenstellen unbesetzt. Nun stellt sich die Frage, wer diesen Mangel
ausgleichen muss. Ist es der Staat, der endlich mal Geld für Bildung statt für
Rüstung in die Hand nimmt und mehr Lehramtsstudiumsplätze schafft, den
NC dafür abschafft und die Arbeitsbedingungen an den Schulen verbessert?
Oder sind es wir und die Lehrer_Innen, die im Falle der Lehrer_Innen mehr
belastet werden und in unserem Fall eine schlechtere (und ungerechtere)
Bildung erhalten? Die KMK (die Konferenz der Bildungsminister_Innen aller
16  Bundesländer)  fordert  zur  Bekämpfung  des  Lehrer_Innenmangels  die
Klassen zu vergrößern, das wöchentliche Stundendeputat der Lehrer_Innen
zu erhöhen, pensionierte Lehrer_Innen aus dem Ruhestand zurückzuhalten
und  mehr  Online-Unterricht  einzuführen,  damit  eine  Lehrkraft  mehrere
Klassen gleichzeitig unterrichten kann.  In Sachsen-Anhalt  wurden bereits
Teile davon umgesetzt. Hier müssen die Lehrer_Innen 1 Unterrichtsstunde
mehr unterrichten und der Freitag findet bereits  online statt.  Auch wird
diskutiert, ein paar „unwichtige“ Fächer wie Kunst, Musik, Sport, Politik,
Geschichte oder Ethik einfach wegzusparen.

Wie in jedem Tarifkampf geht es also darum, ob sich die Interessen des
Kapitals oder der Beschäftigten durchsetzen. Der Widerspruch zwischen den
Klasseninteressen wird dabei umso größer, je mehr sich die globale Krise
verschärft. Angesichts des Krieges und der Wirtschaftskrise holt das Kapital
also  überall  auf  der  Welt  zum  Angriff  gegen  uns  Jugendliche  und



Lohnabhängige aus. Erst kamen die unzureichenden Einmalzahlungen statt
Lohnerhöhungen  in  der  Metall-  und  Elektroindustrie,  dann  Lauterbachs
miese  Krankenhausreform  im  Gesundheitssektor,  dann  wird  über  die
Einschränkung des Streikrechts diskutiert und nun kommt die KMK und will,
dass Lehrer_Innen und Schüler_Innen die jahrzehntelange Unterfinanzierung
des Bildungssystems ausbaden. Es geht bei dem Kampf um den TV-G also
zum einen darum, unsere Lernbedingungen ganz konkret zu verbessern, zum
anderen aber auch darum, sich der schrittweisen Angriffswelle des Kapitals
auf das Bildungs-, Sozial- und Gesundheitswesen zu widersetzen.

Vom Warnstreik  zum Erzwingungsstreik  zur
bundesweiten Streikwelle!
Bisher hat der Berliner Finanzsenator die Forderungen der GEW einfach
ignoriert. Auch wenn die Gewerkschaft die Anzahl der Warnstreiktage nun
auf 2 hintereinander folgende Tage erhöht hat,  wird das noch nicht den
nötigen  Druck  erzeugen,  den  es  braucht,  um  einen  Tarifvertrag  zu
erkämpfen. Es gibt nur einen Weg zum Erfolg und das ist ein unbefristeter
Erzwingungsstreik, so wie es die junge GEW Berlin fordert. Das ist ein Streik,
der nicht nur auf einen Tag angelegt ist, sondern so lange dauert, bis das Ziel
erreicht  ist.  Diese  Forderung  muss  in  die  Streikversammlungen
hineingetragen werden,  sodass die Gewerkschaftsführung gar nicht  mehr
anders  kann,  als  eine  Urabstimmung  über  den  Erzwingungsstreik
einzuleiten. Gleichzeitig muss die GEW, die nicht nur Lehrer_Innen, sondern
auch  Erzieher_Innen  organisiert,  auch  die  Kitabeschäftigten  und
Sozialarbeiter_Innen zum Streik aufrufen. In ihren Einrichtungen sieht der
Betreuungsschlüssel oft noch katastrophaler als in den Schulen aus und sie
bekommen sogar noch viel weniger Geld für ihre harte Arbeit. Gemeinsam
wird der Druck auf den Berliner Senat unerträglich hoch werden, wenn nicht
nur die Schulen, sondern auch Kitas und Jugendclubs dicht sind. Ebenso
streikt gerade nicht nur die GEW, sondern es finden auch die Streiks im
Öffentlichen Dienst (TV-ÖD) statt. Die Basis der Streikbewegungen muss für
gemeinsame Streiktage eintreten.

Doch auch außerhalb Berlins sieht die Situation ähnlich oder sogar noch



schlimmer  aus.  Der  Kampf  für  kleinere  Klassen  muss  deshalb  über  die
Berliner  Stadtgrenzen  hinausgetragen  werden.  Außerdem  kann  der
Arbeitgeber_Innenverband  der  Lehrer_Innen  (die  „Tarifgemeinschaft  der
Länder“) dann auch nicht mehr damit drohen, Berlin rauszuschmeißen, wenn
auch in  anderen Bundesländern gestreikt  wird.  In  Hamburg und Baden-
Württemberg  haben  wir  bereits  erste  Initiativen  für  Tarifverträge  für
kleinere Klassen angestoßen.  Wenn es  im September zur  Tarifrunde der
Länder (TV-L) kommt, gilt es, die Forderungen nach kleinen Klassen und
einem tarifvertraglich geregelten Betreuungs- und Pflegeschlüssel mit in den
Tarifvertrag aufzunehmen. Fragt eure Lehrer_Innen, ob sie in der GEW sind,
ob sie schon etwas von den 11 Streiks für kleinere Klassen in Berlin gehört
haben und ob sie  diese Idee nicht  auch mal  in  ihren GEW-Kreis  oder  -
bezirksverband tragen wollen.  Diskutiert  mit  euren Mitschüler_Innen und
tragt die Forderung nach kleineren Klassen in eure Schulen!

Rätedemokratie – was ist das?
Von Stephie Murcatto

Die  Klimagerechtigkeitsorganisation  „Letzte  Generation“  fordert
„Gesellschaftsräte“,  die  aus  gelosten  Vertreter_Innen  aus  allen
Bevölkerungsschichten  bestehen  und  der  Bundesregierung  Empfehlungen
aussprechen soll. Die Räte hätten dann aber keine gesellschaftliche Macht.
Wir  wollen  hier  unser  Verständnis  was  Rätedemokratie  ist  und  wie  das
funktioniert,  als  wesentlich  demokratischere  Alternative  zur
parlamentarischen  Demokratie,  wieder  auflegen.  Die  Rolle  der
Rätedemokratie  wäre  dann  auch  nicht  nur  Maßnahmen  gegen  den
Klimawandel auszuarbeiten, sondern die Räte würden beschließendes und
ausführendes  Organ  zugleich  sein.  Dazu  kommt  auch  noch,  dass  ein
Rätesystem nicht nur aus zufällig gewählten Durchschnitten der Gesellschaft
bestehen würde,  sondern  tatsächlich  aus  der  ganzen Gesellschaft,  damit
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diese dann auch als Gesamtes Entscheidungen treffen kann.

Wie ist eine Rätedemokratie aufgebaut?
Rätesysteme  sind  ein  Stufenhaft  aufgebautes  System,  in  dem  die
Repräsentant_Innen  direkt  an  die  Wähler_Innen  gebunden  sind  und  als
koordinierendes  und  ausführendes  Organ  dienen,  also  Entscheidungen
treffen  und  diese  durchsetzen.  Dabei  ist  wichtig,  dass  gewählte
Repräsentant_Innen also immer rechenschaftspflichtig und jederzeit  wähl-
und wieder  abwählbar  gegenüber  ihrer  Basis  sind.  Es  gibt  verschiedene
Ebenen: In einzelnen Betrieben und Fabriken, in Branchen, auf Regional- und
Stadtebene, auf Landesebene und Internationale Räte, die alle auf einander
aufbauen.

Das heißt jetzt konkret, dass sich zum Beispiel eine Fabrik einen Rat gewählt
hat,  der  die  Interessen  der  Arbeiter_Innen  dieser  Fabrik  vertritt.  Die
Mitglieder dieses Rates kommen aus der Arbeiter_Innenschaft dieser Fabrik
und sind zuständig dafür zu sorgen, das alles innerhalb der Fabrik gut läuft.
Wenn  die  Arbeitsbedingungen  sich  verschlechtern  können  sie  z.B.  auch
Streiks  organisieren,  um  sie  wieder  zu  verbessern,  sollten  sie  die
Arbeitsbedingungen  nicht  eh  kontrollieren.

Dann gibt es die nächste Stufe der Räte, die Stadt- und Regionalräte. Das
wäre dann ein Rat, der aus Repräsentant_Innen all der verschiedenen Räte,
die  es  innerhalb  einer  Stadt  oder  Region  gibt  zusammengesetzt  werden
würde.  Also  aus  Repräsentant_Innen  der  Fabriken,  der  Büros,  der
Krankenhäuser, der Schulen, der Unis,… und allen anderen Räten innerhalb
einer Stadt. Dieser Rat kann dann z.B. Stadtweise Entscheidungen mit den
verschiedenen  Räten  organisieren  und  umsetzen  wie  die  Reparatur  von
Straßen  mit  einem  Rat  von  Bauarbeiter_Innen  oder  die  Reparatur  von
Stromnetzen mit Elektroniker_Innen. Außerdem organisieren sie auch die
Arbeiter_Innenmilizen, die dem Schutz der neuen Ordnung dienen, also die
kapitalistischen  Konterrevolutionsversuche  abwehren,  aber  auch  die
Menschen schützen, z.B. vor sexistischen, rassistischen oder faschistischen
Übergriffen. Im Gegensatz zur bürgerlichen Polizei werden auch sie gewählt,
sind  rechenschaftspflichtig  und  rekrutieren  sich  jeweils  aus  der



Stadtbevölkerung. Besonders während der Revolution kommt natürlich auch
das  Organisieren  stadtweiter  Streiks  zum  umsetzen  von  politischen
Forderungen, die dem Interesse der Arbeiter_Innenklasse dienen, dazu. Auf
dem Land passiert das gleiche mit Regionalräten, die einige Dörfer bzw.
Kleinstädte umfassen.

Eine Stufe nach oben gibt es landesweite Räte, wo Repräsentant_Innen, von
jeder  Stadt  und  jedem  Regionalrat  repräsentiert  sind  und  somit
Repräsentant_Innen  von  der  gesamten  Arbeiter_Innenschaft  landesweit.
Dieser Rat organisiert dann Entscheidungen auf einer landesweiten Ebene,
wie zum Beispiel  den Ausbau von öffentlichem Personenverkehr mit  den
verschieden Räten dieser Gebiete oder auch logistische Angelegenheiten, wie
die Verteilung von den produzierten Gütern mit den Räten der Bahn. Zudem
bestimmt er,  was eigentlich produziert  werden soll,  durch demokratische
Bestimmung mit allen Räten und über Umfragen in der Bevölkerung, was
eigentlich gebraucht wird. Zusätzlich organisieren sich Arbeiter_Innen einer
bestimmten Berufsgruppe in einem landesweiten Rat, der mitentscheidet und
diese Entscheidung umsetzt. Das ist Sinnvoll, aus dem Grund dass diese Räte
die Expert_Innen in den jeweiligen Themengebieten sind.

Aber es gibt auch noch die nicht weniger relevante Internationale Stufe, wo
Repräsentant_Innen  der  Arbeiter_Innenklasse  von  jedem  Land
zusammenkommen,  um  auf  internationaler  Ebene  Entscheidungen  zu
koordinieren.  Ihre  Hauptaufgabe  besteht  darin,  bei  allen  nationalen
Eigenheiten,  immer  noch  das  Gesamtinteresse  des  internationalen
Proletariats  zu  vertreten.  Sie  kümmern  sich  z.B.  um den  Transport  von
Produkten auf einer internationalen Ebene, damit alle Fabriken das haben,
was  sie  brauchen  zum  Produzieren.  Außerdem  verwalten  sie  auch
international  die  Umsetzung  der  demokratischen  Planwirtschaft,  damit
international alles verfügbar ist was gebraucht wird und es keine Unter- oder
Überproduktion  gibt.  Außerdem  müssen  sie  das  Ziel  der  Weltrevolution
immer im Fokus behalten, um den Rest der Klassengesellschaft abzuschaffen.

Bei all diesen Punkten ist es wichtig in Erinnerung zu behalten, dass die
Repräsentant_Innen direkt aus der Arbeiter_Innenschaft kommen und deren
einzige  Aufgabe  darin  besteht,  zu  verwalten,  zu  organisieren  und



umzusetzen,  was demokratisch bestimmt wird.  Dabei  verdienen sie  nicht
mehr  als  den  durchschnittlichen  Arbeiter_Innenlohn  und  sind  jederzeit
wählbar und abwählbar, sodass die Repräsentant_Innen die Interessen der
Arbeiter_Innenklasse vertreten müssen und die vollständige Demokratie in
diesem System erst entstehen kann.

Wie entstehen Räte und wie kommen sie an
die macht?
Historisch gibt es verschiedene Beispiele von Räten als Parallelstruktur zum
bürgerlichen Staat und davon, dass die Räte zur Regierungsform geworden
sind. Zum Beispiel die Pariser Kommune, die Münchner Räterepublik oder
die ungarische Räterepublik. Das nennenswerteste Beispiel sind jedoch die
Sowjets  (russisch  für  Rat)  zur  Zeit  der  Oktoberrevolution  1917  im
ehemaligem Zarenreich, wo es überall im Land (aber hauptsächlich in den
Städten)  Sowjets  gab,  die  parallel  zur  Zarenherrschaft  mit  dem
Scheinparlament  Duma und nach  dessen  Sturz  parallel  zur  bürgerlichen
provisorischen  Regierung  von  Kerenski  existiert  haben.  Aber  zu  diesem
Zeitpunkt konnten sie noch keine richtige Macht ausüben.

Die Bolschewistische Partei hatte die Perspektive, die Sowjets an die Macht
zu bringen, die ihren Kampf mit der Parole „Alle Macht den Sowjets“ führte
und auch durch eine  Revolution gemeinsam mit  den Räten diese  Parole
konkret umsetzen konnte. Aber die Bolschewiki wollten nicht nur die Sowjets
an die Macht bringen, sondern nutzen die Sowjets auch, um sich selbst an die
Macht zu bringen, also quasi als Revolutionsorgan und als Möglichkeit ihre
Perspektiven und Meinungen in  die  Arbeiter_Innenklasse zu bringen.  Als
dann unter  Führung der  Arbeiter_Innenklasse  mit  der  Bäuer_Innenklasse
zusammen die  sozialistische Revolution in  Russland ausbrach,  wurde die
Parole  zur  Tatsache  und  die  Sowjets  wurden  zum Herrschaftsorgan  der
Arbeiter_Innenklasse und es gründete sich die Sowjetunion.

Das  ist  natürlich  alles  schön  und  gut  aber  heute  haben  wir  solche
Parallelstrukturen zum bürgerlichen Staat  leider nicht.  Die gehören aber
aufgebaut! Dies kann meistens innerhalb von starken Bewegungen innerhalb



der Arbeiter_Innenklasse passieren, wie zum Beispiel in der Klimabewegung.
Bei Streiks können mit Streikposten und -komitees eine Grundlage für Räte
gebildet  werden.  Damals  in  Russland  entstanden  die  Sowjets  zwischen
1905-1907  in  der  ersten  russischen  Revolution,  die  auch  eine  starke
Arbeiter_Innenbewegung und große Massenstreiks beinhaltete, jedoch nicht
zur  Machtübernahme durch die  Sowjets  schritt.  Die  Bildung dieser  Räte
geschah auch da nicht von alleine, sondern musste unterstützt werden. Das
ist, was wir als Revolutionär_Innen heute machen müssen. Wir müssen die
Bildung  von  Parallelstrukturen  zur  bürgerlichen  Regierung  aktiv
unterstützen,  damit  eine  sozialistische  Revolution  überhaupt  irgendeine
Chance  hat.

Arbeitskampf und Klimastreik –
One Struggle, One Fight?
Von Stephie Murcatto, April 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Die  Klimabewegung ist  an  einem Wendepunkt  angekommen.  Die  großen
Mobilisierungen der Klimabewegung, so wie der Fridays For Future Global
Strike, stagnieren seit Corona. Die Partei „die Grünen“ hat sich lange als
Verbündete der Proteste präsentiert und ist nun an der Regierung dabei,
alles zu verraten, wofür die Klimabewegung einsteht. Viele Aktivist_Innen
greifen  zu  verschiedenen  neuen  Strategien,  um  den  Klimawandel
aufzuhalten. Die „Letzte Generation“ verwendet Straßenblockaden mit dem
berühmten Festkleben. End Fossil Occupy besetzte Schulen und Unis. Dazu
kam  jüngst  auch  die  Abbaggerung  Lützeraths,  die  zwar  von  massiven
kämpferischen  Protesten  begleitet  wurde,  aber  schlussendlich  die
Abbaggerung des Dorfs, welches für Jahre als Symbol der Klimabewegung
gestanden hat, nicht verhindern konnte. Dennoch ist das 1,5 Grad Ziel in
weitere Ferne gerückt und die Proteste blieben gesellschaftlich isoliert. So
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unterschiedlich  die  Forderungen  und  Taktiken  von  FFF,  EG,  Letzte
Generation, XR usw. auch sein mögen, ähnlich sind sie sich in dem Punkt,
dass sie den Staat mit Appellen und der Erzeugung medialer Aufmerksamkeit
von der Wichtigkeit der Reduktion von CO2 überzeugen möchten. Dass ihre
Aktionsformen viele  Menschen mobilisieren  können,  haben sie  bewiesen.
Jedoch  haben  s ie  auch  geze ig t ,  dass  s i ch  d ie  po l i t i schen
Entscheidungsträger_Innen trotz aller tollen Worte nicht durch symbolische
Appelle von ihrer klimaschädlichen Politik abbringen lassen. Wir müssen also
aus den letzten 3 Jahren Klimaaktivismus die Bilanz ziehen,  dass unsere
Bewegung neue  Aktionsformen braucht,  die  über  Aufforderungen an  die
Politiker_Innen und symbolische medienwirksame Aktionen hinausgehen. Das
geht unserer Meinung nach nicht mit, sondern nur gegen den Staat.

Der  Kampf  gegen  den  Klimawandel  ist  ein
Klassenkampf!
Anstatt also die Politik zu bitten, dieses und jenes zu tun, müssen wir unser
Schicksal  selbst  in  die  Hand  nehmen.  Das  Mittel  dafür  stellt  die
Vergesellschaftung  dar:  Indem  wir  Energieproduktion,  Verkehr  oder
Landwirtschaft  demokratisch  organisieren,  kontrollieren  und  planen,
entreißen wir sie der egoistischen und widersprüchlichen Marktlogik und
können so  ein  Wirtschaften,  orientiert  an  unseren Bedürfnissen und der
Erhaltung des Planeten anstatt an der Vermehrung von Profiten, umsetzen.
Durch unsere aktuelle profitbasierte Wirtschaftsweise können sich Reiche
viel besser vor den Auswirkungen des Klimawandels schützen, während wir
insbesondere in ärmeren Ländern seinen Folgen schutzlos ausgesetzt sind.
Wer wie unter der Klimakrise leidet ist eine Klassenfrage, weshalb wir den
Kampf dagegen auch als Klassenkampf verstehen müssen. So müssen wir
dafür eintreten, dass die Kosten der Klimakrise nicht auf dem Rücken der
Arbeiter_Innen und der Jugend ausgetragen werden (z. B. durch Ökosteuern
oder  Massenentlassungen  in  umweltschädlichen  Industrien).  Wir  müssen
dafür sorgen, dass die Klimafrage und die soziale Frage nicht gegeneinander
ausgespielt, sondern miteinander verbunden werden. Das heißt also, neue
Jobs  in  der  Gewinnung  regenerativer  Energien  zu  schaffen  und  durch
Umschulungen, höhere Löhne und Arbeitszeitverkürzungen gleichzeitig für



bessere  Arbeit  und ein  besseres  Klima zu kämpfen.  Dafür  brauchen wir
jedoch auch in der Klimabewegung ein Verständnis für die existenziellen
Sorgen und Nöte der Beschäftigten und keine abgehobene Ignoranz, wie sie
in der Debatte manchmal vorkommt. Sprüche wie „Sucht euch doch einfach
nen‘ Job in nem Öko-Startup!“ helfen da wenig weiter und spiegeln vielmehr
die privilegierte Position einiger Aktivist_Innen wider. Doch am letzten FFF
Global Strike am 03.03.2023 haben in verschiedenen Orten FFF und die
Dienstleistungsgewerkschaft  Ver.di  gemeinsam gestreikt.  Dies stellt  einen
absolut notwendigen Schritt  der Klimabewegung in die richtige Richtung
dar!

Was macht die Streiks so besonders?
Bevor wir diese Frage beantworten können, müssen wir erstmal klarstellen,
inwiefern ein Streik einen Unterschied dazu darstellt, wie FFF vorher ihre
Aktionen gestaltet hat. Auf der Straße mag es nämlich gar nicht so anders
aussehen, aber in der Realität ist  es ein qualitativer Unterschied zu den
vorherigen  FFF-Demos,  wenn  die  Gewerkschaften  ihre  Streiks  auf  den
gleichen Tag legen und sich hinter die Forderungen von FFF stellen. Dieser
besteht darin, dass, wenn die Gewerkschaften streiken, ein ökonomischer
Druck aufgebaut werden kann. Im Extremfall kann durch einen Generalstreik
im wahrsten Sinne des  Wortes  ein  komplettes  Land lahmgelegt  werden.
Keine U-Bahnen fahren, keine Autos werden produziert, du kannst dir nicht
bei McDonald‘s nen‘ schönen Cheeseburger kaufen, Amazon liefert nicht und
keine Güter werden im Hamburger Hafen entladen. Kurzum: Alles, was den
Kapitalismus zum Funktionieren bringt, steht still.

In  einer solchen Situation muss man auch nicht  mehr an die  Regierung
appellieren,  etwas  gegen  den  Klimawandel  zu  tun.  Zum einen  steht  sie
dadurch unter einem wahrhaftigen Druck zu handeln. Zum anderen entsteht
durch Streiks das Bewusstsein unter den Beschäftigten, dass sie selbst es
sind,  weswegen  der  gesamte  Laden  überhaupt  laufen  kann.
Revolutionär_Innen müssen ihnen dann im Zuge der Streiks aufzeigen, dass
im nächsten Schritt sie selbst es sind, die demokratischer Kontrolle über die
Produktionsmittel übernehmen müssen. So weit sind wir jetzt im Fall des



gemeinsamen Streiks von FFF und Ver.di noch nicht. Jedoch ist es ein erster
wichtiger gemeinsamer Schritt, dass die Gewerkschaft ihren Warnstreiktag
auf das Datum des Klimastreiks gelegt hat, dass in vielen Städten gemeinsam
protestiert wurde und ein symbolischer Schulterschluss stattgefunden hat.

Aber  welchen  Schritt  machen  wir  als
nächstes?
Allein dieses Minimum an öffentlicher Solidarität hat in den bürgerlichen
Medien schon einen Shitstorm gegen die Gewerkschaft ausgelöst. “Das ist ja
politischer  Streik!“  hier..  und  „das  ist  doch  verboten!“  dort.  Um  einen
politischen Streik handelt es sich hier jedoch (leider) keinesfalls, denn ver.di
hat  lediglich  den  Termin  für  ihren  Warnstreik  für  den  Tarifkampf  im
Öffentlichen Dienst (TV-ÖD) auf denselben Termin wie FFF gelegt, jedoch
keine ökologischen Forderungen in den Tarifvertrag mit aufgenommen.

Doch tatsächlich hat Deutschland ein extrem rückschrittliches Streikrecht, in
dem politische Streiks verboten sind. Damit macht sich Deutschland zu dem
Land,  mit  dem  rückschrittlichsten  Streikrecht  in  ganz  Europa  –  gleich
scheiße ist nur der Vatikan. Gewerkschaften in Deutschland dürfen Streiks
lediglich  als  letztes  Mittel  nutzen,  um  Druck  in  Tarifverhandlungen
auszuüben. Prinzipiell sind politische Streiks aber nicht von der Verfassung
verboten.  Es  gibt  lediglich  eine  Tradition  in  der  Rechtsprechung  des
Bundesarbeitsgerichtes,  die  Streiks  ohne  Bezug  zu  laufenden
Tarifverhandlungen  häufig  mit  Einschränkungen  und  Repression  belegt.
Po l i t i sche  S t re iks  s ind  a l so  t ro tzdem  mög l i ch ,  wenn  d ie
Gewerkschaftsbürokratie dazu bereit wäre. Denn eigentlich ist es auch gar
nicht  wichtig,  ob  ein  politischer  Streik  oder  gar  ein  Generalstreik  im
Einklang  mit  dem  geltenden  Recht  in  Deutschland  steht.  Die  großen
Generalstreiks  in  der  Geschichte  der  Arbeiter_Innenbewegung  in
Deutschland  waren  es  zumindest  auch  nicht:  Ob  die  Massenstreiks  zur
Beendigung  des  Ersten  Weltkrieges,  oder  der  Generalstreik,  der  die
Weimarer Republik vor einem faschistischen Putsch 1920 gerettet hat. Was
sol l  auch  so  e in  Stück  Papier  gegen  d ie  gebal l te  Kraf t  der
Arbeiter_Innenklasse  ausrichten?  Schließlich  hat  ein  Generalstreik  mit



Millionen  Unterstützer_Innen  auch  eine  viel  höhere  demokratische
Legitimität als irgendein von Juristen konstruiertes Urteil. Die Herrschenden
sind  dadurch  gezwungen,  auf  die  Interessen  der  streikenden  Massen
einzugehen und können, sollten sie dies nicht tun, durch weitere Aktionen
sogar entmachtet werden.

Die Bürokraten in den Gewerkschaften stehen
uns im Weg
Dass heute nicht alle Arbeiter_Innen und Gewerkschaftsmitglieder so Feuer
und Flamme für politische Streiks fürs Klima und die Vergesellschaftung der
Produktionsmittel  eintreten,  hat  viel  mit  den  desillusionierenden
Erfahrungen der Gewerkschaftsbewegung in den letzten Jahrzehnten zu tun.
So hat die Gewerkschaftsführung mit ihrer Politik der Sozialpartnerschaft
(was  so  viel  wie  Kooperation  zwischen  Kapital  und  Arbeit  anstelle  von
Klassenkampf heißt) für Vertrauensverlust, Trägheit und Passivität unter den
Gewerkschaftsmitgliedern gesorgt. Und das, obwohl Umweltschutz seit dem
Entstehen  der  Arbeiter_Innenbewegung  eigentlich  immer  ein  zentrales
Thema der Gewerkschaften war. Im Zuge der Sozialpartnerschaft haben die
Gewerkschaften dann das Umweltthema und viele andere politische Fragen
nach und nach im Aktenschrank der Geschichte verstaut und sich von den
Unternehmen aus der Sphäre der Politik drängen lassen, sodass sie sich
heute  nur  noch  für  Tarifverhandlungen  zuständig  fühlen.  In  diesem
Aktenschrank  müsste  sich  auch  ein  Schredder  befinden,  dem  die
internationale Solidarität zum Opfer gefallen ist. Mit der Sozialpartnerschaft
ging  nämlich  auch  die  Entfaltung  der  nationalistischen  Orientierung der
Gewerkschaften einher, die den Ausbau Deutschlands zur Exportmacht der
Solidarität mit Arbeiter_Innen weltweit vorzieht. Doch da der Kampf gegen
die  Klimakrise  global  stattfinden  muss,  brauchen  wir  internationale
Solidarität  statt  nationalistischer  Spaltung.

Die Gewerkschaftsführungen werden sich vermutlich leider nicht so leicht
von unseren Argumenten überzeugen lassen. Das liegt daran, dass sie selber
viel  zu  tief  in  der  Scheiße mit  drinstecken und ihre  eigenen Privilegien
verlieren könnten. Es braucht also aktiv Druck aus der Gewerkschaftsbasis



gegen die Führung. Beschäftigte, die bei ver.di organisiert sind, müssen in
ihren  Betrieben  Streikkomitees  aufbauen,  die  wähl-  und  abwählbare
Delegierte in die Streikversammlungen entsenden, und selbst die Kontrolle
über den Fortgang des Streiks übernehmen, sowie über weitere Maßnahmen
entscheiden.  Ebenso  darf  beispielswiese  der  aktuelle  Kampf  für
Lohnerhöhungen im Nahverkehr nicht bei einem schlechten Kompromiss mit
den Bossen stehenbleiben, sondern muss den Ausbau des Streckennetzes,
Solidarität mit Streiks in anderen Branchen und Übergangsforderungen auf
die Tagesordnung setzen. In allen für den Kampf gegen den Klimawandel
strategisch wichtigen Sektoren, ob in der Autoindustrie, dem Nahverkehr
oder  der  Energieindustrie  braucht  es  eine  kämpferische  Basisbewegung
gegen die verräterische Politik der Gewerkschaftsbürokratie.

Schüler_Innen und Beschäftigte: Schulter an
Schulter!
Als Schüler_Innen haben wir leider nur begrenzten Einfluss darauf, was in
den Gewerkschaften passiert. Ein erster Schritt wäre es aber zum Beispiel
schon  einmal,  Streikposten  zu  besuchen  und  mit  den  Streikenden  in
Diskussion zu treten. Was wir außerdem machen können, ist innerhalb der
Klimabewegung  weiterhin  für  die  Notwendigkeit  der  Solidarisierung  mit
Streiks,  das  Verständnis  vom  Kampf  gegen  den  Klimawandel  als
Klassenkampf und die Perspektive von sozial-ökologischen Verbesserungen
für alle, statt Verbote und Green New Deal einzutreten. Dafür ist es wichtig,
dass wir uns an unseren Schulen organisieren und die Klimafrage vor Ort an
unsere Mitschüler_Innen tragen. Gemeinsam können wir diskutieren, welche
Probleme  an  der  Schule  existieren  und  wie  diese  mit  dem  Klima
zusammenhängen.  Warum  ist  zum  Beispiel  Geld  dafür  da,  dass
Bundeswehroffiziere in den Politikunterricht kommen, um fürs Sterben zu
werben, während veganes Essen in der Mensa angeblich viel zu teuer ist?
Und  wer  bestimmt  in  der  Schule  überhaupt  darüber,  wie  das  Geld
ausgegeben  wird?  Wir  müssen  uns  zusammensetzen  und  diese  Fragen
diskutieren.  Durch  Vollversammlungen  können  wir  die  gesamte
Schüler_Innenschaft erreichen. Dabei können zum Beispiel auch Beschäftigte
von ver.di eingeladen werden, um gemeinsam in Diskussion zu treten. Wie



ihr eine Vollversammlung an eurer Schule organisieren könnt, erfahrt ihr in
einem anderen Artikel („Versammeln wir unsere Mitschüler_Innen gegen die
Klimakrise!“) in dieser Zeitung.

1 Jahr Ukrainekrieg: Wie geht’s
jetzt weiter?
Von Emilia Sommer, April 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Vor kurzem jährte sich der Ukrainekrieg zum ersten Mal. Resultat dessen
sind  mehrere  100.000  Tote  und  eine  massive  Fluchtbewegung  aus  der
Ukraine  in  andere  europäische  Staaten.  Damit  einhergehend  findet  eine
massive Annäherung der Ukraine an den Westen statt.  Waffenlieferungen
und Kredite lassen ihn als Gegenpol Russlands nicht nur für die Ukraine
extrem attraktiv wirken. Auch Finnland und Schweden, die bislang keine
Mitglieder des Militärbündnis NATO sind, welches mit den USA, Deutschland
und  28  weiteren  Mitgliedsstaaten  schon  seit  Jahren  der  größte  globale
Gegenspieler Russlands ist, haben am 18. Mai 2022 gemeinsam ihre Anträge
zum NATO-Beitritt offiziell eingereicht. Gleichzeitig treffen die Sanktionen
gegen Russland vor Ort besonders die Arbeiter_Innenklasse und nicht die
Machthabenden,  während  die  Folgen  im  globalen  Süden  Hungersnöte,
Lebensmittelknappheit und eine Hyperinflation sind. Besonders interessant
verhält sich hierbei China. Nachdem sie zu Beginn des Kriegs auf Seiten
Russlands standen, haben sie nun ihre Neutralität verkündet, rufen zu einer
friedlichen  Lösung  des  Konflikts  auf  und  versuchen  als  Vermittler  zu
fungieren, obwohl sie weiterhin Hauptgegenspieler der USA sind.

Was wollen die einzelnen Beteiligten?
Die aktuelle Entwicklung rund um den Ukrainekrieg ist ein Symptom der sich
immer  weiter  verschärfenden  imperialistischen  Krise.  Wir  befinden  uns
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inmitten der Neuaufteilung der Welt unter den imperialistischen Mächten,
welche sich durch die geschwächte Wirtschaft immer weiter zuspitzt. Diese
Zuspitzung zeigt  sich unter anderem im Konflikt  zwischen den USA und
China. Die amerikanische Vormachtstellung in der globalen Wirtschaft wird
durch China ins Wanken gebracht. Erst kürzlich waren die Medien voll mit
Meldungen von dem vermeintlichen Spionageballon Chinas, der von Alaska
bis zum Atlantik flog, bevor er vom USA-Militär abgeschossen wurde. China
wies diese Vorwürfe zwar als Teil eines Informationskriegs ausgehend von
den Vereinigten Staaten ab- dennoch ist der Konflikt damit nicht gelöst. So
begannen die USA, die NATO massiv zu stärken und so zum Beispiel rund
300.000  schnelle  Einsatzkräfte  aufstockte.  Auch  zeigt  sich  in  dieser
Auseinandersetzung  eine  weitere  Annäherung  der  EU,  und  damit  auch
Deutschlands,  an  die  USA,  die  sich  z.B.  in  europäisch-amerikanisch-
koordinierten  Exportkontrollen  gegenüber  China  ausdrückt.

Auch der Anspruch Chinas auf Taiwan, welches seit der Teilung Chinas 1949
faktisch als unabhängiger Staat gilt, aber formell noch nicht als unabhängig
gilt,  sorgt  für  Spannungen.  China  droht,  sollte  Taiwan  formell  ein
unabhängiger  Staat  werden  wollen,  militärisch  einzugreifen  um  dies  zu
verhindern. Die USA pflegen zwar keine formellen Beziehungen zu Taiwan
als unabhängigem Staat, jedoch unterstützen sie diesen durch Verkäufe von
Waffen, informellen diplomatischen Austausch und durch das Aufstocken US-
amerikanischer Kräfte in der Region.

Zu  diesen  ohnehin  gefährlichen  Spannungen  kommt  nun  der  Versuch
Russlands  durch  den  Angriff  auf  die  Ukraine  wieder  an  Bedeutung und
Einfluss zu gewinnen. Das Aufgeben von wessen Seite auch immer würde
automatisch Schwäche bedeuten und damit  die  jeweilige  imperialistische
Kraft im Kampf um die Neuaufteilung der Welt zurückwerfen, weshalb nicht
zu erwarten ist, dass einer der Beteiligten zurückrudert. Resultat dessen sind
nun  Auswirkungen  auf  die  ganze  Welt  und  vor  allem  natürlich  auf  die
ärmeren Teile, auf die Arbeiter_Innen und auf die Jugend. Wir stehen aktuell
einer realen Gefahr eines nuklearen Weltkriegs gegenüber. An jeder Ecke
wird das Militär massiv aufgerüstet, Deutschland exportiert Waffen in die
Ukraine und natürlich sind die 100 Milliarden für die Bundeswehr der Ampel-



Regierung noch nicht vergessen. Aber auch unser aller Leben ist  aktuell
schon von dem Wettringen der imperialistischen Mächte betroffen: Unsere
Lebenserhaltungskosten steigen in die Höhe, Gemüse und Obst sind kaum
noch bezahlbar und ob die Heizung angeschaltet wird, muss man sich genau
überlegen.  Von den Profiten,  die gerade Deutschland aus dem Aufrüsten
macht, spüren Arbeiter_Innen und Jugendliche absolut nichts, sie werden mit
den weiter steigenden Preisen weitestgehend allein gelassen.

Auf  welcher  Seite  sollten  wir  als
Revolutionär_Innen  also  stehen?
Keiner der imperialistischen Staaten steht wirklich für die Unabhängigkeit
der Ukraine ein.  Russland natürlich nicht.  Für diese war die Ukraine in
Vergangenheit  nur  Rohstofflieferant.  Es  galt  bei  der  immer  schwächer
werdenden russischen Wirtschaft wenigstens mit der militärischen Stärke
bestehende Partner zu erhalten und jetzt soll die Eroberung ein Sprungbrett
zurück  in  den  Kampf  um  die  Neuaufteilung  der  Welt  sein.  Aber  auch
Deutschland und die USA und damit die NATO, haben keinerlei ernsthaftes
Interesse an der Unabhängigkeit der Ukraine, geschweige denn wirklich an
Frieden.  Zwar  propagieren  sie  das  und  die  NATO  nennt  sich  selbst
Friedensbündnis, doch die Realität sieht anders aus. Ziel des amerikanischen
und europäischen Imperialismus ist es, die Ukraine möglichst abhängig von
westlichen Krediten zu machen, um weitere Geldflüsse an die Durchsetzung
von günstigen Investitionsbedingungen für westliche Konzerne zu knüpfen.
Diese Perspektive verkörpert  die pro-westlich-neoliberale Ausrichtung der
Selenskyj-Regierung. Unter dieser Regierung kämpft die Ukraine also nicht
gegen die russische Invasion für ihre Unabhängigkeit. Vielmehr kämpft sie
dank massiver  Militärhilfen  aus  Europa und den USA dafür,  verlängerte
Werkbank, Getreidelieferant und Absatzmarkt des Westens sein zu dürfen.
Der osteuropäische Raum ist schon länger ein potentiell interessanter Raum
für  Kapital-  und  Waffenexporte.  Durch  die  Sanktionen  soll  die  russische
Wirtschaft endgültig geschwächt werden und den USA waren die europäisch-
russischen  Beziehungen  (z.B.  Bau  der  Erdgaspipeline  Nord-Stream-2)
ohnehin ein Dorn im Auge. Ebenso darf nicht vergessen werden, wie massiv
vor  allem  der  deutsche  Staat  und  deutsche  Rüstungsunternehmen  an



kriegerischen Auseinandersetzungen profitieren. Der Ukraine-Krieg ist also
eindeutig eine Konfrontation zwischen zwei imperialistischen Blöcken. Und
genau da liegt das Problem: Es kann keinen friedlichen Imperialismus geben,
denn  Imperialist_Innen  geht  es  immer  um  das  Ausdehnen  des  eigenen
Einflusses, um wirtschaftliche und politische Macht. Um dies zu erlangen,
sind kriegerische Auseinandersetzungen im Kapitalismus unausweichlich.

Wir können uns also nicht darauf verlassen, dass die Staaten gemeinsam eine
friedliche und faire Lösung finden, denn das ist nicht in ihrem Interesse. Die,
die wirklich Interesse an einem sofortigen Frieden haben, sind vor allem die
Arbeiter_Innenklassen, sowohl in der Ukraine, als auch in Russland, denn sie
sind die, die am meisten unter der imperialistischen Konfrontation leiden.
Deswegen ist es wichtig, gemeinsam mit der russischen und der ukrainischen
Arbeiter_Innenklasse  eine  internationale  Antikriegsbewegung  aufzubauen,
welche  sich  auf  keine  Seite  stellt,  sondern  sich  gemeinsam  gegen  alle
imperialistischen Mächte auflehnt und die Waffen gegen diese wendet. Denn
es  gibt  in  diesem Konflikt  keine  gute  Seite  geben und selbst  wenn der
Ukrainekrieg  endet,  wird  es  keinen  endgültigen  Gewinner  geben.  Die
Konfrontationen  der  unterschiedlichen  Blöcke  werden  an  anderer  Stelle
weiter  gehen und es  gibt  immer die  gleichen eindeutigen Verlierer:  Die
Arbeiter_Innenklasse und die Jugend.

Deshalb fordern wir:

Sofortiger  Abzug  aller  russischen  Truppen  aus  der  Ukraine!
Anerkennung  der  ukrainischen  Unabhängigkeit  und  Staatlichkeit
durch  Moskau!
Solidarität mit der Arbeiter_Innenklasse in Russland und der Ukraine
und allen, die sich gegen Krieg stellen!
Keine  Unterstützung  für  westliche  Wirtschaftssanktionen  gegen
Russland!  Für  Arbeiter_Innenaktionen,  um  die  Lieferungen  von
Waffen und Munition an alle Kriegstreiber_Innen zu stoppen, solange
die Aggression andauert!
Abzug  aller  NATO-Berater_Innen  aus  der  Ukraine  und  der
Seestreitkräfte der Westmächte aus dem Schwarzen Meer!



Für  das  Recht  der  Regionen  Donezk,  Luhansk  und  Krim  auf
demokratische  Selbstbestimmung,  einschließlich  der  Optionen der
Autonomie  innerhalb  der  Ukraine,  der  Unabhängigkeit  oder  des
Beitritts zu Russland!
Auflösung von NATO und Organisation des Vertrags über kollektive
Sicherheit!
Für eine neue globale Bewegung gegen imperialistische Kriege und
Aufrüstung  und  für  die  Umleitung  der  enormen technischen  und
wissenschaftlichen Ressourcen, die dafür aufgewendet werden, um
die  brennenden  Probleme  der  Klimakatastrophe,  der  Armut,  des
Hungers und der Krankheiten zu lösen!
StaatsbürgerInnenrechte für alle! Damit niemand, egal ob europäisch
oder nicht, im Krieg leben muss.

Jung und pleite  –  ganz normal
und niemand kann was dafür?
Von Sani Meier, April 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

„Lehrjahre sind keine Herrenjahre“ – diesen oder ähnliche Sprüche hast du
vielleicht auch schon gehört, ob von Lehrer_Innen, Vorgesetzten oder Eltern.
Gemeint  ist  damit,  dass  man während seiner  Schulzeit,  Ausbildung oder
Studium trotz großer Mühen wenig Geld zur Verfügung hat und dass das
alles ganz normal und völlig in Ordnung sei.  Geld verdienen sei was für
Erwachsene und wer was anderes erwartet, sei selbst schuld. Aber warum
sollten wir uns damit zufriedengeben und wie sieht die Situation von Kindern
und Jugendlichen in Deutschland wirklich aus?
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Hard facts:
In  Deutschland  ist  momentan  jedes  fünfte  Kind  von  Armut  bedroht,
besonders  in  alleinerziehenden  und  Mehrkindfamilien.  Von  den  jungen
Erwachsenen  unter  25  sind  es  ein  Viertel.  Frauen  und  migrantisierte
Menschen trifft  es  nochmal  stärker.  Insgesamt  haben junge  Erwachsene
zwischen  14  und  25  in  Deutschland  das  höchste  Armutsrisiko  aller
Altersgruppen,  egal  in  welchem  Bundesland.

Während man noch zur Schule geht,  hat man in der Regel kein eigenes
Einkommen und wohnt meist bei den Eltern. Diese verwalten das Kindergeld
und entscheiden über die Höhe und Häufigkeit des Taschengeldes, das sie
zahlen können oder wollen. Wenn die eigenen Eltern selbst gerade so über
die Runden kommen oder man kein gutes Verhältnis zu ihnen hat, bleiben
zwei Optionen: kein eigenes Geld haben oder sich ab dem 14. Geburtstag
einen Minijob suchen. Beides ist belastend für junge Menschen- entweder hat
man keinen Zugang zu Essen, Kino und Freibad oder man erfährt schon früh
die Doppelbelastung von Schule und Lohnarbeit, was sich negativ auf die
schulischen  Leistungen  auswirken  kann.  Jetzt  noch  ein  unbezahltes
Pflichtpraktikum  on  top?  Im  Kapitalismus  gar  kein  Problem.

Hat man diese Zeit hinter sich gebracht, geht das gleiche Spiel in Ausbildung
und Studium weiter: Während der gesetzliche Mindestlohn aktuell bei 12€
liegt, bekommen Azubis gerade mal die Hälfte. Viele kommen aktuell gar
nicht erst an diesen Punkt: 261.800 junge Menschen, die ein Interesse an
einer Berufsausbildung hatten, fanden im Ausbildungsjahr 2018/2019 keine
Stelle. Das heißt: Mehr als die Hälfte aller an einer Ausbildung interessierten
und bei  der  Arbeitsagentur  gelisteten  Jugendlichen ging leer  aus.  Unter
Studierenden sind 38% von Armut betroffen. Lebt man in einer WG oder
alleine, sind es 76%. Viele von ihnen sind zusätzlich von Wohnungslosigkeit
betroffen, das heißt, sie hangeln sich von Zwischenmiete zu Zwischenmiete,
da  der  aktuelle  Wohnungsmarkt  keine  Angebote  mehr  für  junge,
einkommensschwache Menschen bieten kann. Und auch das BAföG reicht
nicht aus, um das auszugleichen: Selbst wenn man Anspruch darauf hat,
reicht es in der aktuellen Preisentwicklung von Lebensmitteln, Mieten und
Energie schon lange nicht mehr aus und muss dringend reformiert werden.



Das alles hat weitreichende Folgen für die Entwicklung junger Menschen:
Während der Schule hat man weniger Zugang zu ruhigen Orten wie einem
eigenen Zimmer oder einen eigenen Laptop als Kinder aus wohlhabenden
Familien. Es ist schwieriger, Hobbies auszuüben, wenn dafür Vereinsbeiträge
zu zahlen sind, kann weniger reisen und kaum am gesellschaftlichen Leben
teilnehmen. Man gibt weniger Geld für die eigene Gesundheit aus, ist der
ständigen Doppelbelastung von Schule/Studium und Arbeit ausgesetzt und
stark abhängig von den Eltern, was viele junge Menschen an ihrer freien
Entfaltung hindert und sich so auch negativ auf die psychische Verfassung
auswirkt. Wenn Politiker wie Frank-Walter Steinmeier jetzt auch noch ein
soziales Pflichtjahr für Jugendliche fordern, fragt man sich ernsthaft, wer
hier eigentlich den Kontakt zur Gesellschaft verloren hat.

Und das alles soll normal sein?
Wir finden das alles andere als normal und sprechen unter anderem deshalb
in  diesem  Kontext  von  Jugendunterdrückung.  Junge  Menschen  werden
massiv ausgebeutet und an ihrer selbstbestimmten Entwicklung gehindert,
haben  die  meiste  Zeit  ihrer  Jugend  kein  Wahlrecht  und  sind  rechtlich
entmündigt. Aus diesem Grund organisieren wir uns in einer unabhängigen
Jugendorganisation,  die  jungen  Menschen  eine  Stimme  gibt  und  von
niemandem  bevormundet  wird.  Unsere  Unterdrückung  ist  eng  mit  dem
Kapitalismus  verknüpft,  da  ihre  Normalisierung  und  Verharmlosung  eine
Überausbeutung  unserer  Arbeitskraft  rechtfertigt.  Gemeinsam  sagen  wir
dem kapitalistischen „Normalzustand“ den Kampf an und werfen folgende
Forderungen auf:

Für  die  ökonomische  Unabhängigkeit  von  Schüler_Innen,
Studierenden  und  Jugendlichen  in  Ausbildung!  Für  ein
Mindesteinkommen, angepasst an die Lebenssituation im jeweiligen
Land durch die Besteuerung von Reichtum und Kapital.
Kostenfreier  Zugang  zu  Lernmitteln  wie  Laptops,  Tablets  und
Büchern, sowie frei zugänglichen Lernräumen!
Wer arbeiten darf, soll auch wählen dürfen! Für das Wahlrecht ab
dem Zeitpunkt des legalen Berufseintrittsalters.



Kampf für höheren Mindestlohn für alle Arbeitenden in Anpassung an
die Inflation, kontrolliert von Arbeiter_Innenausschüssen! Schluss mit
unbezahlten Praktika und sozialen Pflichtjahren!
Unkomplizierter und kostenfreier Zugang zu Wohnräumen. Niemand
darf dazu gezwungen sein, bei der eigenen Familie zu leben oder
wohnungslos zu sein!
Ausbau  von  Jugendzentren  und  Freizeit-  und  Kulturangeboten,
bezahlt durch die Besteuerung der Reichen!
Volle  Selbstbestimmung  über  den  eigenen  Körper,  Schluss  mit
medizinischer Entmündigung Minderjähriger!
Für  das  Recht  auf  Eigentum  und  die  selbstständige  Verfügung
darüber!  Eltern  dürfen  kein  Recht  haben,  das  Eigentum  von
Jugendlichen  zu  entwenden,  wie  es  bspw.  bei  Handys  oft  passiert!

Der  Kampf  gegen  Klassismus:
Ist das Klassenkampf oder kann
das weg?
von Torben Krause, März 2023

Klassismus ist heute in vielen linken oder links-liberalen Kreisen ein Begriff,
welcher  immer wieder  auftaucht,  jedoch sehr  verschiedene Dinge meint.
Dass  der  Begriff  ursprünglich  aus  den  sozialistischen,  sich  klar  gegen
bürgerliches Denken und bürgerlichen Feminismus abgrenzenden „Prolo“
bzw. „Proll“-Lesben Gruppen in den USA um 1970 entspringt, geht teilweise
jedoch gänzlich verloren. So scheint das Einzige, was aus diesem Ursprung
geblieben ist, der Begriff selbst zu sein.

In Deutschland kommt der Begriff 1990, und damit nach dem Zerfall der
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Sowjetunion erstmalig ansatzweise auf, doch eine Rolle scheint er tatsächlich
erst  in den letzten Jahren zu spielen –  umso wichtiger,  sich auch damit
einmal aus revolutionärer Perspektive auseinanderzusetzen.

Was bedeutet Klassismus?
Obwohl  einige  Interpretationen  des  Begriffs  „Klassismus“  geläufig  sind,
lassen sich doch 2 vorherrschende Deutungsweisen beobachten. Die Erste ist
dabei  sehr  umfassend  und  umfasst  Klassenverhältnisse,  Ausbeutung,
Chauvinismus (Überlegenheitsdenken gegenüber anderen sozialen Gruppen)
und  mehr.  Das  Problem  hierbei  liegt  darin,  dass  diese  Interpretation
ebensolche konkreten Begriffe verwischt und praktisch relativ nutzlos wird,
weil niemand mehr weiß, was nun tatsächlich gemeint ist. Dieses Problem ist
so offensichtlich, dass mehr und mehr eine zweite Interpretation des Begriffs
ins Licht rückt, welche nun zu dominieren scheint. Diese meint zunächst eine
Diskriminierung zwischen verschiedenen sozialen  Klassen oder  Schichten
oder  sogar  innerhalb  einer  solchen.  Dabei  wird  sich  nicht  auf  eine
tatsächliche Klassenanalyse des Kapitalismus bezogen. Stattdessen wird aus
dem  Klassismus  ausschließlich  eine  Frage  des  gegenseitigen  Respekts
gemacht, ein Phänomen welches sich hier nicht das erste Mal zeigt, sondern
bereits  in  den  Diskursen  um  beispielsweise  Rassismus,  Sexismus  oder
Transunterdrückung zu beobachten war oder ist. Diskurse zu systematischen
Unterdrückungen werden immer wieder zu lediglich zwischenmenschlichen
Problemen  erklärt,  die  sich  durch  einfache  Umgangsregeln  oder  „Fact-
Checking“ lösen ließen.

Dabei ist Klassismus tatsächlich eine Unterdrückungsform zur Spaltung der
Arbeiter_Innenklasse  und  eine  Ideologie  zur  Aufrechterhaltung,
Rechtfertigung  und  Durchsetzung  kapitalistischer  Macht-  und
Klassenverhältnisse. Diese werden bewahrt, indem ein Feindbild innerhalb
der Arbeiter_Innenklasse geschaffen wird, z.B. das des „faulen Arbeitslosen“.
Überausgebeutete  Arbeiter_Innen sollen also  ihre  Wut  nicht  gegen ihren
Chef richten, der mit ihrer Arbeit immer reicher wird, sondern gegen Teile
ihrer Klasse, denen es noch schlechter geht als ihnen. Aus diesen werden
Stereotype  geformt,  die  von  der  Gesellschaft  abgelehnt  und  abgewertet



werden und diese Menschen aus sozialen Kämpfen ihrer Klasse isolieren.

„Das ist normal und niemand kann was dafür“
Ein  gutes  Beispiel,  um  zu  zeigen,  warum  ein  liberaler  Kampf  gegen
Klassismus sogar für soziale Kämpfe gefährlich sein kann, ist ein Instagram-
Beitrag des   offiziellen Accounts des Content-Netzwerks von ARD und ZDF –
„Funk“.  In  diesem wird  der  Blick  weg  von  tatsächlichen  Ursachen  und
Maßnahmen gegen Armut gerichtet und für ein rein individuelles Handeln
gegen ihre Auswirkungen plädiert. So solle man das Thema Armut im Kreis
von Armutsbetroffenen einfach weniger ansprechen oder ihnen Sachen ohne
zu fragen einfach bezahlen. Der Höhepunkt dieses Beitrages stellte jedoch
ein Zitat dar, welches in den darauffolgenden Wochen und Monaten zu einem
regelrechten Meme in verschiedenen sozialen Medien wurde: „Akzeptiert,
dass eure Freunde weniger Geld haben. Das ist normal und niemand kann
was dafür.“ Auch wenn „Funk“ für diesen Beitrag stark kritisiert wurde, zeigt
doch auch dieses Zitat, wie eine Abkehr von realen Problemen stattfindet. So
ignoriert man diese als solche nahezu komplett und fuchtelt gleichzeitig mit
dem moralischen Zeigefinger,  man solle aus Höflichkeit  und Respekt das
Thema einfach nicht weiter ansprechen, denn Armut sei ja „normal“ und vor
allem  könne  niemand  etwas  dafür-  besonders  nicht  das  kapitalistische
Wirtschaftssystem, welches Armut fördert oder die Kapitalist_Innen, welche
ihre Angestellten Tag für Tag so ausbeuten, dass diese im Endeffekt nicht
einmal  mehr  ihre  eigenen  Reproduktionskosten  ohne  weiteres  decken
können.

All solche liberalen Ansätze sind dabei also nicht nur zu wenig, sondern auch
für den Kapitalismus äußerst bequem, was in der Vergangenheit, auch in
verschiedensten Protestbewegungen für deren letztendliches Scheitern zum
Teil  verantwortlich gemacht werden kann.  So konnte man immer wieder
beobachten, wie solch ein bürgerliches, individualistisches Herangehen an
systematische  Unterdrückungsmechanismen  erst  zu  unzureichenden
Forderungen, dann zu falschen Kompromissen und schließlich zur Erhaltung
der gleichen Unterdrückungen in einem neuen Gewand geführt hat.



Perspektive
Da sich das vorige nun so drastisch lesen lässt, stellt sich die Frage: Sollten
Revolutionär_Innen  sich  dann  nicht  einfach  aus  solchen  Diskursen
heraushalten? Die Antwort darauf lautet ausdrücklich: Nein, denn nur weil
der  Kampf  gegen  eine  Unterdrückung  bürgerlich  vereinnahmt  ist  oder
werden könnte, heißt das zugleich nicht, dass es keine Perspektive dabei
gäbe.  Doch worin liegt diese?

Unsere  Aufgabe  als  Sozialist_Innen  sollte  sein,  den  Diskurs  in  eine
revolutionäre  Richtung  zu  lenken.  Das  können  wir  tun,  indem  wir  den
Klassenbegriff  als  solchen  bekannter  machen  und  die  Funktion  von
Spaltungsmechanismen  gegen  die  Arbeiter_Innenklasse  aufzeigen.  So
müssen  wir  vermitteln,  dass  beispielsweise  nicht  etwa  Erwerbslose  die
Feinde sind, wie es tagtäglich von der BILD-Zeitung und RTL 2 propagiert
wird.  Sondern,  dass auch bzw.  gerade sie  vom Kapitalismus unterdrückt
werden, indem sie durch viele bürokratische Hürden aber eben auch durch
gesellschaftliche Feindbildschaffung daran gehindert werden, ein Leben zu
führen, welches nicht aus Angst vor der nächsten Rechnung, die man nicht
bezahlen kann und der Angst  vorm Rauswurf  aus der eigenen Wohnung
besteht.

Wir Revolutionär_Innen sollten gegen die Spaltung der Klasse kämpfen, also
auch gegen Klassismus. Wir müssen es uns zur Aufgabe machen, heraus aus
der „links“-liberalen Prägung zu leiten, indem wir Begriffe wie „Ausbeutung“
nicht  lediglich  als  moralische  Kategorien  nutzen,  sondern  damit  die
Aneignung von Mehrwert durch die Kapitalist_Innen meinen. Ein wichtiger
Punkt, an welchem man versuchen kann, eine antikapitalistische Perspektive
an ein  recht  liberales  Verständnis  von Klassismus heranzutragen,  ist  die
Frage  nach  der  Herkunft  von  Klassismus.  Denn  wenn  diese
Unterdrückungsform, wie manche Bürgerliche sagen, von Vorurteilen käme,
wäre  Klassismus  das  Symptom  des  Klassismus  und  die  Ursache  wäre
ebenfalls Klassismus. Dieser logische Zirkelschluss ist natürlich ein Irrtum,
da Klassismus vor allem die Schaffung falscher Feindbilder aufgrund der
Verschleierung oder Leugnung der Ausbeutung und Unterdrückung gegen
die Arbeiter_Innenklasse ist, was auch stetig durch beispielsweise Medien



des Axel-Springer-Verlags propagiert wird.

Zusammenfassend kann man also sagen, dass der Kampf gegen Klassismus
ein Kampf für mehr Klassenbewusstsein und gegen die Spaltungsversuche
der herrschenden Klasse sein kann, aber wir müssen ihn dafür auch richtig
führen  und  uns  nicht  in  moralistischer  Bewertung  und  liberaler
Identitätspolitik  verlieren.  Stattdessen  müssen  wir  die  konkreten
Gegebenheiten dieser Klassengesellschaft analysieren und die Widersprüche
in ihnen aufzeigen.

Für Bewusstsein und Solidarität in und mit der Klasse!

Frankreich: Generalstreik gegen
die „Rentenreform“! Nieder mit
Macron  und  der
antidemokratischen  Fünften
Republik!
Von  Marc  Lasalle,  ein  französischer  Genosse  der  Liga  für  die  5.
Internationale.

Seit zwei Monaten wird Frankreich von Streiks und Protesten gegen den
Versuch, das Rentenalter zu erhöhen, erschüttert. Doch nun ist die Krise in
eine neue Phase eingetreten.

Nach monatelangen Verhandlungen, in denen versucht wurde, die Stimmen
der Abgeordneten des rechten Flügels der Republikaner_Innen zu kaufen,
konnte die Regierung immer noch keine Mehrheit erlangen – ein Zeichen für
den Druck, den die Massen auf alle Abgeordneten ausübten.
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Präsident  Emmanuel  Macron  berief  sich  daraufhin  auf  Artikel  49.3  der
Verfassung, der es ihm erlaubt, das Parlament zu übergehen und Gesetze zu
verabschieden, ohne dass es eine Mehrheit unter den Abgeordneten gibt,
geschweige denn ein Mandat des Volkes.

Unsere Antwort: Widerstand!
Dieser ungeheuerliche Eingriff in die Demokratie löste mehr als eine Woche
lang eine neue Serie nächtlicher Proteste aus. In diesen Kämpfen mit den
Sicherheitskräften stehen immer mehr junge Menschen an vorderster Front:
Sie lassen sich nicht ihrer demokratischen Rechte berauben!

An den Arbeitsplätzen fällt das Tempo des Kampfes uneinheitlich aus. Einige
Sektoren wie die  Eisenbahnen,  die  Energiewirtschaft,  die  Docks und die
Müllabfuhr werden seit Wochen bestreikt. Auf den Straßen von Paris türmen
sich 10.000 Tonnen Müll. Die Häfen von Marseille und Rouen sind blockiert,
ebenso  wie  mehrere  Raffinerien.  Die  Benzinknappheit  ist  im  Süden  des
Landes sehr groß und weitet sich unaufhaltsam auf das ganze Land aus.

Der gestrige Aktionstag am 23. März brachte 3,5 Millionen Arbeiter_Innen
mit hunderten Demonstrationen auf die Straße. Die Erfahrung der letzten
Wochen zeigt jedoch, dass selbst eine Mobilisierung dieses Ausmaßes nicht
ausreicht, um die Regierung zum Rückzug zu zwingen, geschweige denn, um
sie  vollständig  abzusetzen,  was  die  notwendige  Voraussetzung  für  die
Aufhebung  des  Gesetzes  und  eine  angemessene  Bestrafung  für  ihre
Missachtung  der  Demokratie  wäre.

Alle Gewerkschaftsverbände erklärten, sie würden das Land im März zum
Stillstand bringen. Die Realität sieht jedoch bislang anders aus. Einige gut
organisierte  Sektoren  führen  zwar  beharrliche  Streiks  durch,  die  jeden
Morgen in Betriebsversammlungen abgestimmt werden, aber es gibt keine
generelle Arbeitsniederlegung. An den Aktionstagen (9 seit Januar) werden
Millionen auf die Straße gebracht, aber die Zahl der Streikenden außerhalb
dieser Tage ist eher gering.



Misere der Gewerkschaftsbürokratie
Was ist hier los? Die Gewerkschaftsführer_Innen haben ihre Glaubwürdigkeit
in  diesem  Kampf  aufs  Spiel  gesetzt  –  sie  können  heute  nicht  einfach
nachgeben oder  sich  zurückziehen.  Aber  sie  wollen  auch nicht  über  die
aktuelle Strategie hinausgehen. Da die Rentenreform nach allgemeiner und
richtiger  Auffassung  den  Lohnabhängigen  zwei  Jahre  ihres  Ruhestands
vorenthält, würde eine Niederlage bedeuten, dass sie zugeben müssten, dass
sie nicht in der Lage sind, die bestehenden Lebens- und Arbeitsbedingungen
der Arbeiter_Innen zu verteidigen, geschweige denn für Verbesserungen zu
kämpfen.

Doch trotz des hohen Einsatzes weigern sich die Gewerkschaften, zu einem
Generalstreik  aufzurufen.  Sie  bestehen  auf  Blockaden,  auf
Verallgemeinerungen,  aber  sie  haben  nicht  dazu  aufgerufen,  dass  alle
organisiert  und  gemeinsam das  Land  in  einem unbefristeten  politischen
Streik lahmlegen. Der Grund dafür ist einfach: Die Zahl der gewerkschaftlich
Organisierten  in  Frankreich  ist  gering,  weniger  als  10  Prozent.  Die
Führungen  ziehen  es  daher  vor,  gut  kontrollierte  Streiks  in  einigen
strategischen Sektoren mit „Aktionstagen“ für alle anderen zu kombinieren.
Sie ziehen diese konkreten Aktionen einem unbefristeten Generalstreik vor,
der  zwangsläufig  die  Organisation  alternativer  lokaler,  regionaler  und
nationaler Führungen zur Koordinierung erfordern würde. Angesichts eines
politischen  Kampfes,  der  eine  politische  Aktion  in  gleichem  Umfang
erfordert, sind die Gewerkschaftsspitzen unschlüssig und verhalten sich zu
dieser Aufgabe passiv. Doch dies ist eine Strategie der Niederlage.

Viele Arbeiter_Innen betrachten die Gewerkschaftsführer_Innen immer noch
als  die  legitime  Führung,  auch  weil  die  Gewerkschaftsfront  (die
Intersyndicale) bislang geschlossen bleibt und die Reden der Führer_Innen
einen radikalen Ton anschlagen. Doch bevor Macron ein Misstrauensvotum
knapp überstand, war die Zahl der Streikenden rückläufig. Das hat sich nach
dem 16. März zwar wieder geändert. Aber ohne einen ernsthaften Tempo-
und Richtungswechsel wird sich nach einiger Zeit wieder dasselbe Problem
stellen.



Wie muss es jetzt weitergehen?
Deshalb müssen wir den Schwung des aktuellen Kampfes nutzen. Dieser ist
noch nicht vorbei, er ist vielmehr in eine entscheidende Phase getreten. Die
nächsten  Tage  und  Wochen  werden  von  größter  Bedeutung  sein.  Die
Entschlossenheit der Streikenden, kombiniert mit der noch zu entfesselnden
Kampfbereitschaft der Massen, ist unermesslich stärker als die Regierung
und ihre Polizei. Die Jugend nimmt den Kampf auf: Universitäten in Paris und
Toulouse  sind  besetzt.  Überall  versuchen Aktivist_Innen,  die  Betriebe  zu
vernetzen, Streikkomitees zu bilden und für einen Generalstreik zu werben.

Das jüngste Interview von Macron, das von einer ungezügelten Verachtung
für die Lohnabhängigen geprägt war, hat die Situation noch zugespitzt. Die
Gewalt  der  Polizei  und die  Forderungen der  Minister_Innen nach einem
harten Durchgreifen gegen die Demonstrant_Innen verstärken den Hass der
Bevölkerung auf die Regierung nur noch. Millionen von Menschen fühlen,
dass Demokratie und Gerechtigkeit auf ihrer Seite sind.

Der Generalstreik ist der einzig mögliche Schritt. In jedem Betrieb sollten die
Aktivist_Innen  die  Führung  übernehmen  und  ihre  Kolleg_Innen  davon
überzeugen, die Streiks auszuweiten, die Profitmaschine zu stoppen und die
öffentlichen  Dienste  zu  schließen.  Generalversammlungen  und
Streikkomitees  in  den  Betrieben  sollten  die  Führung  übernehmen  und
Aktionsräte  bilden,  die  regional  und  national  vernetzt  sind,  um  die
Verallgemeinerung  von  Streiks  zu  organisieren.

Dieser Kampf geht über die Renten hinaus.  Auf Macrons Umgehung des
Parlaments kann es nur eine Antwort geben: einen Generalstreik, um die
Rentenreform zu stoppen, um Macron zu stürzen und vor allem, um die 5.
Republik und ihre bonapartistische Verfassung zu Fall zu bringen.

Macron  wird  nicht  der  erste  Tyrann  sein,  der  von  den  französischen
Arbeiter_Innen auf der Straße besiegt wird. Aber er könnte der letzte sein,
wenn die französische Arbeiter_Innenklasse sich auf eine Endabrechnung mit
dem Kapitalismus vorbereitet.



Kapitalismus macht krank
Von Pippine Garterbelt, März 2023

Triggerwarnung:  Erwähnung  von  (sexualisierter)  Gewalt,
(sexualisierte)  Gewalt  an  Kindern,  Transfeindlichkeit,  psychische
Erkrankungen,  Suizid,  Krieg  und  Drogenmissbrauch

Dies ist der erste Teil unserer Artikelreihe, die sich mit mentaler Gesundheit
im Kapitalismus beschäftigt. Sie beschäftigt sich einerseits mit den Ursachen
psychischer Erkrankungen und warum der Kapitalismus kein Interesse daran
hat, diese zu bekämpfen, aber auch mit den Perspektiven und notwendigen
Forderungen für eine Zukunft, in der Gesundheit kein Luxus mehr sein muss.

Zahlen & Fakten: Lage der Arbeiter_Innen
Die folgenden Zahlen und Fakten verschaffen uns einen Eindruck davon, wie
ernst die Ausmaße psychischer Erkrankungen in Deutschland sind und wie
vielfältig ihre Auslöser sein können:

Seit  neustem  Stand  sind  13,8  Millionen  Menschen  (das  sind  600.000
Menschen mehr als  noch vor der Pandemie),  also 16,6% der Deutschen,
aktuell von Armut betroffen, davon 2,8 Millionen Kinder und 9,3 Millionen
Rentner_Innen. Jede zweite Rente liegt unter 900 Euro. Wir müssen meist 8
bis  10  Stunden  täglich  arbeiten,  um  unsere  Lebenserhaltungskosten  zu
decken und unsere wenige Freizeit müssen wir dann noch unserer eigenen
Reproduktionsarbeit widmen. Während durch die Inflation alles teurer wird,
besonders die Lebensmittel- und Energiekosten auf Rekordniveau steigen,
bleiben unsere Löhne unten. Unsere hohen Arbeitszeiten und dem massiven
Leistungsdruck, der uns im Berufsalltag begegnet, sind verantwortlich für
psychische Erkrankungen wie Burnout und Depressionen. Studien belegen,
dass eine Arbeitswoche von 8 bis 20 Stunden die Menschen zufrieden und
produktiver macht, während eine Arbeitswoche mit über 39 Stunden sogar
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negative Auswirkungen auf unsere Gesundheit hat.  Das Burnout-Syndrom
entsteht  durch chronischen Stress  am Arbeitsplatz,  der  nicht  erfolgreich
verarbeitet wird und ist erst seit diesem Jahr als Krankheit anerkannt. 2020
waren 180.000 Menschen an Burnout erkrankt, zusammen brachten sie es zu
4,5 Millionen Krankheitstagen. Das Risiko an einem Burnout zu erkranken,
steigt  mit  zunehmendem  Alter.  Besonders  soziale  Berufsgruppen  sind
betroffen. 2021 gab es 611.000 leerstehende Wohnungen, trotzdem leben
Menschen  auf  der  Straße  oder  in  heruntergekommenem,  für  die
Wohngemeinschaften  viel  zu  kleinem  Wohnraum.  Etwa  1,5  Millionen
Mietwohnungen fehlen, besonders in Großstädten ist der Zustand extrem.
2019 wurden knapp 300.000 Wohnungen neu gebaut, weniger als ein Drittel
davon  sind  klassische  Mietwohnungen  und  weniger  als  ein  Zehntel
bezahlbare  Sozialwohnungen.  2022  wurde  in  Berlin  keine  einzige
Sozialwohnung gebaut – dafür wurden etliche abgerissen, um Platz für noch
mehr Eigentumswohnungen zu schaffen. Im Schnitt bewerben sich um jede
freie Wohnung in der Stadt mehr als 200 Menschen. Die Mieten haben sich in
den  letzten  10  Jahren  in  der  Stadt  mehr  als  verdoppelt .  Der
Quadratmeterpreis der länger bewohnten Wohnungen liegt im Durchschnitt
bei 6,37€ und bei 10,55€ bei den neu zu vermieteten Wohnungen. Jeder
zweite  Berliner  hätte  Anspruch  auf  eine  Sozialwohnung.  Mediziner
bestätigen, dass Menschen in Folge ihrer ungelösten Wohnungsfrage, und
der  damit  einhergehenden  Bedrohung  der  eigenen  Existenz,  depressiv
werden. Menschen sexueller und geschlechtlicher Minderheiten, Menschen
mit  Migrationshintergrund  oder  einem  ausländischen  Nachnamen  oder
Menschen,  die  Teil  einer  religiösen  Minderheit  sind,  sind  auch  bei  der
Wohnungssuche besonders diskriminiert. Gleichzeitig sind diese Menschen
auch um ein Vielfaches eher von Armut betroffen. Dieses Jahr wurden mehr
als  178.000  von  Obdachlosigkeit  betroffene  Menschen  in  Unterkünften
untergebracht.  Die Lebenserwartung von obdachlosen Menschen liegt  im
Durchschnitt bei gerade einmal 49 Jahren – das sind 30 Jahre weniger als das
aktuelle  natürliche Sterbealter  eines  Menschen.  Menschen,  die  in  Armut
leben,  erkranken  eher  an  Depressionen  als  Menschen  aus  reichen
Verhältnissen.  2017  wurden  71.000  Menschen  aufgrund  psychischer
Erkrankung arbeitsunfähig und mussten in Frührente gehen. Etwa 20% der
Kinder  und  Jugendlichen  leiden  an  psychischen  Erkrankungen.  Die  viert



häufigste Todesursache hierzulande von Jugendlichen zwischen 15 und 29
Jahren  ist  Suizid.  42%  der  Mobbingopfer  denken  über  Suizid  nach.
Menschen, die von psychischen Erkrankungen betroffen sind, sterben etwa
10 bis  20  Jahre  früher  als  der  Durchschnitt.  Jährlich  begehen mehr  als
700.000  Menschen  Suizid.  Die  häufigsten  Gründe  hierbei  sind  neben
psychischer  Erkrankung:  Armut,  Stress  und  familiäre  Konflikte.  In
Deutschland sterben mehr Menschen durch Suizid als durch Verkehrsunfälle,
Gewalttaten, AIDS und illegalem Drogenmissbrauch zusammen. Die meisten
Menschen, die Suizid begehen sind unter 25 Jahre alt. Die Selbsttötungsrate
liegt bei männlich sozialisierten Menschen dreimal so hoch, als bei weiblich
sozialisierten Menschen und auch trans Personen und Personen sexueller
und  geschlechtlicher  Minderheiten  haben  ein  erhöhtes  Risiko  Suizid  zu
begehen,  gegenüber  cis  Personen.  14%  aller  trans  Jugendlichen  und
Jugendliche  sexueller  und  geschlechtlicher  Minderheiten  denken  im Jahr
einmal daran, Suizid zu begehen. Der Grund warum der absolute Großteil der
Selbsttötungsopfer männlich sozialisierte Personen sind, liegt auch genau
daran: An ihrer Sozialisierung. Denn von ihnen wird Stärke erwartet, was der
Grund  dafür  ist,  dass  sie  sich  seltener  Hilfe  suchen  und  seltener  über
Probleme  sprechen.  Auch  Betroffene,  die  über  ihre  Probleme  sprechen,
schaffen  es  oft  nicht,  sich  Gehör  zu  verschaffen,  da  psychische
Erkrankungen, vor allem bei männlich sozialisierten Personen nach wie vor
nicht ernst genommen werden.

Sexualisierte  und  häusliche  Gewalt  und
emotionaler  Missbrauch
Fast jede weiblich gelesene Person wird im Laufe ihres Lebens mindestens
einmal Opfer sexualisierter Grenzüberschreitungen. Etwa 29,5% der weiblich
sozialisierten  Personen  haben  schon  einmal  sexualisierte  Gewalt  im
erwachsenen Alter erfahren und etwa 27,7% im Kindesalter. Als sexualisierte
Gewalt wird hierbei Nötigung zu ungewollten sexuellen Handlungen oder das
(versuchte) Eindringen in den Körper gemeint. Menschen mit Behinderungen
sind besonders betroffen: etwa jede zweite Person mit Behinderung wurde
schon  einmal  Opfer  sexualisierter  Gewalt.  Etwa  38%  der  Menschen,
besonders  männl ich  Sozia l is ierte ,  s ind  der  Meinung,  dass



Geschlechtsverkehr  ohne  Einwilligung  unter  bestimmten  Umständen
gerechtfertigt  sein kann.  2019 wurden in Deutschland 15.701 Kinder als
Opfer  sexuellen  Missbrauchs  polizeilich  erfasst,  während  der  Corona-
Pandemie  stieg  die  Zahl  deutlich  an.  Dabei  sind  das  nur  die  polizeilich
bekannten Fälle, die Dunkelziffer ist um ein deutliches höher, denn nur jeder
15. bis 20. Missbrauchsfall wird angezeigt. Auch die Zahl der Herstellung
und Verbreitung von Kinderpornografie stieg während der Corona-Pandemie
um etwa 53% an. Kinder und Jugendliche sind doppelt so oft von häuslicher
Gewalt  betroffen,  als  weiblich  wahrgenommene  Personen.  Die  Zahl  der
Betroffenen von häuslicher Gewalt stieg um 100% an, wenn sich die Opfer
mit  ihren  Tätern  in  Quarantäne  befanden.  Auch  Familien  die  finanzielle
Probleme  haben,  sind  um  ein  Vielfaches  häufiger  von  häuslicher  und
sexualisierter Gewalt betroffen. Opfer emotionalen Missbrauchs, lassen sich
v ie l  schwerer  s tat is t isch  er fassen,  da  d ie  Gewalt  auf  re in
zwischenmenschlicher  Gefühlsebene  stattfindet  und  so  schwerer
nachzuvollziehen ist, im Gegensatz zu physischer oder sexualisierter Gewalt.
Emotionaler Missbrauch ist psychische Misshandlung die als Gehirnwäsche
wirkt, durch ein regelmäßiges Muster verbaler Angriffe, konstanter Kritik
und Erniedrigung, Manipulation, Kontrolle,  Schuldzuweisungen, Isolierung
u n d  e m o t i o n a l e r  D i s t a n z i e r u n g ,  u m  s o  d i e  O p f e r  i n  e i n
Abhängigkeitsverhältnis  zum  Täter  zu  manipulieren.  Chronische
Traumatisierung im Kindesalter,  etwa in Form regelmäßiger emotionaler,
psychischer Misshandlung, sind Grundstein psychischer Erkrankungen und
Persönlichkeitsstörungen  im  Erwachsenenalter.  Emotionaler  Missbrauch
kann in jedem Alter und in jeder Art von Beziehung stattfinden, dabei sind
die Täter immer in einer höher gestellten Machtposition zu dem Opfer.  

Flucht und Krieg
2021 wurden weltweit insgesamt 28 Kriege und bewaffnete Konflikte geführt.
100.000.000 Menschen sind aktuell auf der Flucht vor Krieg, Verfolgung und
Menschenrechtsverletzungen. Das sind mehr Menschen als jemals zu vor in
der  Geschichte  der  Menschheit.  Menschen,  die  gezwungen  sind,  vor
Konflikten, Gewalt, Menschenrechtsverletzungen und Verfolgung zu fliehen,
kommen  meist  nur  mit  dem,  was  sie  am  Körper  tragen  und  schweren



Traumata  aus  ihren  Herkunftsländern  her.  Alles  andere  mussten  sie
zurücklassen, wurde zerstört oder ihnen genommen. Doch auch während der
Flucht  kommt  es  oft  zu  weiteren  traumatischen  Geschehnissen,  durch
unsichere  Fluchtwege,  Repressionen,  Vergewaltigung,  Gewalt  und
systematischer  unterlassener  Hilfeleistungen an  den  Grenzen.  Jedes  Jahr
sterben  tausende  Menschen  auf  der  Flucht.  In  einem  sicheren  Land
angekommen, hören die Probleme nicht auf: Hier bekommen die Menschen,
die ihre Reise überlebt haben, erst einmal jahrelang keine Arbeitserlaubnis,
ihre  absolvierten  Schul-  und  beruflichen  Abschlüsse  werden  oft  nicht
anerkannt, sie sind isoliert in Massenunterkünften, haben keine Reisefreiheit
um auch mal nur eine andere Stadt zu besuchen. Alles ist bürokratisiert,
dabei sind wichtige Dokumente nicht in allen Sprachen verfügbar und es
fehlt  an übersetzendem Fachpersonal.  Die Quote von falsch bearbeiteten
Anträgen und eigentlich verbotenen Abschiebungen ist erschreckend hoch.
Geflüchtete  Menschen müssen hier  in  dauerhafter  Unsicherheit  über  ihr
Bleiberecht und Angst vor einer plötzlichen Abschiebung leben und dann
liegt ihr Schicksal meist nur in den Händen einer einzigen Person, die die
Macht hat völlig willkürlich Entscheidungen zu treffen. 

Gesundheitssystem  und  psychische
Erkrankungen

Ambulante Therapieplätze für Betroffene
Vor der Pandemie lagen die Wartezeiten auf einen Therapieplatz bei 3 bis 9
Monaten, denn schon vor Corona fehlten mindestens 1750 Kassensitze für
Psychotherapeut_Innen.  Dabei  sind  die  Fälle  von  Depressionen  und
Angststörungen  während  der  Pandemie  weltweit  um  etwa  25  Prozent
gest iegen.  Se i t  2017  hat  jeder  Mensch  e in  Recht  auf  e ine
psychotherapeutische  Akutsprechstunde,  jedoch  erhalten  40%  der
Betroffenen nach einer solchen Sitzung keinen Therapieplatz. Die richtige
Therapie für sich zu finden ist schwer. Es gibt unzählige Therapieverfahren,
nur drei der vielen Behandlungsformen gelten in Deutschland derzeit  als
anerkannte Psychotherapieverfahren im Sinne der Psychotherapie-Richtlinie



und  werden  von  der  gesetzlichen  Krankenkasse,  sofern  bestimmte
Voraussetzungen erfüllt sind, übernommen. Nur etwa 18,9% der betroffenen
erwachsenen Bevölkerung geht überhaupt auf Therapieplatzsuche. Denn wer
in Deutschland einen Therapieplatz sucht, ist auf sich allein gestellt. Wer mit
Symptomen psychischer Erkrankungen zum Hausarzt  geht,  dem_der wird
eine Psychotherapie  empfohlen und bekommt bestenfalls  noch eine Liste
aller  ambulanten Psychlog_Innen in  der  Umgebung.  Darunter  ein  bunter
Mischmasch  von  Verhaltenstherapeut_Innen,  Tiefenpsycholog_Innen,
Traumatherapeut_Innen,  systemischer  und  psychoanalytischer  Therapien.
Dann heißt es eine Praxis nach der anderen abzutelefonieren, in eine Mailbox
zu  der  anderen  reinsprechen,  um  eine  Absage  nach  der  anderen  zu
bekommen – falls man denn überhaupt eine Antwort bekommt. Doch wer
weiß schon, was man als erkrankte Person meist noch ohne erste Diagnose
für  eine  Therapieform braucht?  Oft  landen  Patient_Innen  dann  in  völlig
falschen  Therapieverfahren  und  Erlangen  trotz  zum  Teil  jahrelanger
Therapie keinen Fortschritt. So steht die Psychotherapie schon seit geraumer
Zeit aufgrund mangelnder oder gar fehlender Wirksamkeit in Kritik. 20 bis
50% der Patient_Innen, besonders Menschen in Armut, Menschen mit einem
geringen  Bildungsstand,  Menschen,  die  Teil  einer  ethnischen  Minderheit
sind,  Jugendliche,  Rentner_Innen  und  Menschen  mit  Ess-  oder
Persönlichkeitsstörung  brechen  ihre  Therapie  frühzeitig  ab.

Lage der deutschen Psychiatrien
Die Zustände in deutschen Psychiatrien bezeichnet die Aufsichtskommission
als  skandalös.  Personalmangel,  Überbelegung,  fehlende  Aufenthaltsräume
und  Freiflächen.  Verdeckte  Reporter_Innen  berichten  von  verstörenden
Bestrafungen von Patient_Innen in geschlossenen Psychiatrien. So werden
Menschen, die aufgrund ihrer selbst- oder fremdgefährdenden Symptomatik
eine 1 zu 1 Betreuung bräuchten, für mehrere Stunden mit Gurten fixiert.
Teilweise immer wieder, auch Wochen und Monate. Dabei ist eine Fixierung
länger  als  30  Minuten  nicht  legal  und  müsste  mit  einem  gerichtlichen
Beschluss  angeordnet  werden.  Enthüllungsjournalist_Innen  aus  einer
Vivantes Klinik berichten, ein_e Psycholog_In betreue 40 bis 60 Patient_Innen
gleichzeitig,  daher  kommt  es  oft  zum Ausfall  von  Therapien.  Aus  einer



Jugendhilfe- und Wohneinrichtung aus Eifel wird berichtet, dass es dort im
Keller einen „Deeskalationsraum“ ohne Tageslicht und Toilette, mit Guckloch
in  der  Tür  gäbe,  in  denen  die  jugendlichen,  psychisch  kranken
Bewohner_Innen  als  Strafmaßnahme  teilweise  mehrere  Tage  lang
eingesperrt  werden.  „Deeskalationsräume“ so  und ähnlich  finden sich  in
psychologischen Einrichtungen überall im Land und die Gefahr, dass sie als
Strafmaßnahmen missbraucht werden ist, besonders aufgrund des massivem
Personalmangels,  hoch.  Aus  anderen  Kliniken  wird  berichtet,  dass
Patient_Innen  die  Einnahme von  Beruhigungsmitteln  aufgezwungen wird,
indem sie  zum Beispiel  heimlich  unters  Essen  gemischt  wird.  In  vielen
Kliniken macht es den Eindruck, die Medikation stehe über der eigentlichen
Therapie.  Aus  Berichten  geht  hervor,  dass  viele  Patient_Innen  keine
stationäre Behandlung und lieber ambulante Hilfe bräuchten, ein stationärer
Platz jedoch profitabler ist.
Schon 1971 wurden die Zustände in den Psychiatrien untersucht und als
„katastrophal“ erklärt. Ziele einer sogenannten „Psychiatrie-Reform“ wurden
beschlossen – und bis heute nicht vollständig erreicht. Die neuen Berichte
schätzen ein, die Situationen in den Psychiatrien wären zum Teil wie noch
vor 20 bis 30 Jahren.

Heilung ist ein Privileg
Etwa 1.000.000.000 Menschen auf der Welt sind aktuell  von psychischen
Erkrankungen betroffen – dabei dürfte die Dunkelziffer noch viel höher sein,
da viele aufgrund der schweren Zugänglichkeit zu professioneller Hilfe und
der gesellschaftlichen Stigmatisierung nicht diagnostiziert werden. Während
arme Menschen am stärksten betroffen sind, sind sie gleichzeitig auch die
Menschen, die am seltensten in Behandlung sind. In Deutschland sind die
häufigsten Krankheitsbilder Angststörungen, Depressionen und Sucht – mehr
als  jeder  vierte  Erwachsene  ist  jährlich  davon  betroffen.  Menschen  in
Therapie müssen oft ihre Arbeitszeiten für ihre Sitzungen opfern, sofern sie
die Möglichkeit dafür haben, oder müssen eher sogar zwischen ihrem Job
und Therapie wählen. Somit sind Betroffene häufiger von Arbeitslosigkeit
und Armut bedroht. Armut ist also nicht nur Auslöser, sondern kann auch
Folge  einer  psychischen  Störung  sein.  Sich  von  einer  psychischen



Erkrankung erholen zu können ist also ein Privileg. Und das sollte es nicht
sein.

Die Befreiung der Menschen als  wirksamste
Therapie
Wer sich jetzt  diese  Zahlen angesehen hat  und immer noch glaubt,  der
Kapitalismus  würde  die  Menschen  nicht  krank  machen,  kann  nur
Klassenfeind der unterdrückten Masse sein oder Martin Dornes heißen. Denn
aus  den  Zahlen  lässt  sich  eindeutig  schlussfolgern:  Menschen,  die  eine
besondere Unterdrückung im Kapitalismus erfahren, sind auch gefährdeter
eine  psychologische  Erkrankung  zu  erleiden  oder  an  einem  Suizid  zu
versterben.  Übermäßige  Arbeitsbelastung,  fehlende  Sozialleistungen,
traditionelle  Geschlechterrrollen  und  Familienverhältnisse,  Krieg  &  ein
kaputtgespartes  Gesundheitssystem  nützen  einzig  und  alleine  den
Kapitalist_Innen und ihrem Streben nach maximalem Profit, während sie den
Großteil der Menschen krank machen. Würde die Menschheit in Folge einer
sozialistischen Revolution befreit  werden und eine Gesellschaft  aufgebaut
werden, in der jeder Mensch an seinen Bedürfnissen orientiert leben kann,
frei  von kapitalistischer Ausbeutung und Unterdrückung, würde auch die
psychoanalytische Forschung einen rasanten Sprung nach vorne machen.
Weil sie nur noch dem wissenschaftlichen Interesse verschrieben wäre und
nicht mehr von einem Kapitalinteresse bestimmt oder der Finanzierung der
Herrschenden  abhängig  wäre  und  nicht  in  Konkurrenz  zu  anderen
Forschungsinstituten  stände.  Menschen,  die  in  Staaten  leben,  die  ein
stabileres Gesundheitssystem, kürzere Arbeitszeiten, bessere Bezahlung und
weniger Leistungsdruck in der Gesellschaft ausgesetzt sind, sind statistisch
gesehen glücklicher, als Menschen aus konservativeren oder kolonialisierten
Staaten. Wie glücklich könnten wir also in einer Welt sein, die auf unsere
freien Entfaltungen ausgelegt ist und sich nach unserer aller Bedürfnisse
richtet,  weil  wir nun alle Teil  der demokratischen Organisierung unserer
Gemeinschaft wären?
Mit  der  Zahl  der  Arbeitslosen  in  der  BRD  und  dem  technologischen
Fortschritt, wäre es möglich, dass wir mit 4 Arbeitstagen pro Woche und 5-6
Stunden am Tag, bei vollem Lohnausgleich weiter machen könnten. Studien



belegen, dass 8-20 Stunden Arbeit pro Woche förderlich für die Gesundheit
sind,  während  über  39  Stunden  sich  als  schädlich  für  die  Gesundheit
herausgestellt haben, körperlich wie auch psychisch! Diese Änderungen sind
sofort  umsetzbar,  Zahlen  müssen  dafür  die  Menschen,  die  mit  unserer
Gesundheit  und  unserer  Arbeit  ihren  Reichtum ergaunert  haben.  Dieses
System macht krank und nur wir können es durch gemeinsamen Kampf der
Arbeiter_Innen, Jugendlichen, Arbeitslosen und Betroffenen ändern!

Daher fordern wir:

Sofortige Einführung der 6 Stunden-Tage und 4 Tage-Arbeitswoche,
höhere Löhne und mehr Personal!
Hartz  IV  endlich  abschaffen!  Inflationsgedeckte  staatliche
Auszahlungen  an  von  Arbeitslosigkeit  betroffene  Menschen  und
selbstversorgenden  Jugendlichen  in  Heimeinrichtungen.
Mehr  Personal  und  Geld  in  die  Kinderbetreuung  und
Bildungseinrichtungen!  Lasst  die  Kinder  und  Jugendlichen
gemeinsam  mit  den  Erwachsenen  über  ihren  Betreuungs-  und
Schulalltag  bestimmen!
Kollektive  Selbstverteidigungsstrukturen  für  alle  unterdrückten
Gruppen!
Sofortiger staatlich finanzierter Inflationsausgleich!
Enteignung  der  Immobilienkonzerne  –  die  Häuser  denen  die  sie
brauchen!  Kein  Mensch  darf  mehr  von  Wohnungs-  und
Obdachlosigkeit  betroffen  oder  gar  nur  bedroht  sein!
Transsexuellengesetz  abschaffen!  Für  eine  sexuelle  und
geschlechtliche Selbstbestimmung!
Emotionaler  Missbrauch  ist  Missbrauch  und  muss  als  solcher
anerkannt und verfolgt werden! Ausbau von Schutzeinrichtungen für
Gewaltopfer jeder Art und Geschlecht!
Bleiberecht für alle! Für sichere Fluchtwege und offene Grenzen!
Keine Profite auf Kosten unserer Gesundheit! Entprivatisierung des
Gesundheitssystem und Enteignung der pharmazeutischen Industrien
unter Kontrolle der Arbeiter_Innen!
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